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Der Angriff auf die Wirtschaftskrise
Die Regierung Koscialkowski sieht ihre hauptaufgabe

weniger auf politischem als auf wirtschaftlichemEebieLDie

Wirtschaftsressorts der neuen Regierung-findmit Mannerii
besetzt, die in weiten Kreisen der polnischenOeffentlichkeit
Vertrauen genießen: Koscialkowski, Paciorkowski, Kwiai-

kowski, Gorecki und Jaszczoltz Jn Presse, Rundfunkund
Sejm haben fich die neuen Manner wiederholt uber ihre
wirtschaftspolitischen Plane geaußertz Jn»die
polnifche Wirtschaft, die durch die tastende, allen tiefgfreifenk
den Maßnahmen abholde Politik-der Oberstengruvppein eine

Art Erstarrungszustand geraten ist, scheintIetzt e i n n e u e r

Zug planender Initiative einkehrenzu wollen,
Von der man freilich nicht weiß, ob sie wirklich imstande sein
wird, der in allen ihren Teilen erkrankten Wirtschaft neues

Leben zu bringen·
Kwiatkowski hat in einer temperamentvollen Rundfunk-

rede erklärt, daß der Staatshaushalt unverzüg-
lich r e ft l o s a u s g e glich en werden müsse,und daß die

bisherige Defizitwirtschaft auf keinen Fall fortgesetzt werden

dürfe. Koscialkowski hat vor dem Sejm dann im einzelnen
dar-gelegt, wie dieses erste Ziel der neuen Wirtschaftspolitik
praktisch erreicht werden soll. Auf der einen Seite ist die

Senkung einzelner Steuern und Abgaben,
die direkt oder indirekt vor allem die ärmeren Volksschichten
belasten, geplant: Die Mietsfätze für Kleinwohnungen
sollen erniäßigt, die Mietssteuern auf Kleinstiiiohnungen
völlig beseitigt unsd die K o in m un a l zu s ch l ä g e für
die ländliche Grundsteuer um die hälfte herab-
gesetzt werden; für die W e g e b a u a b g a b e n soll
eine höchstgrenze und für die Beamten eine E n t -

fch u l d u n g s a k t i o n durchgeführt werden. Auf der

anderen Seite ist an scharfe Besteuerung der Do-

tatioiien und Tantiemen gedacht. Die Beamten
und öffentlichen Angestellten werden mit einer gestaffelten
Sondereinkommensteuer belegt. Die privaten
Festangestellten sollen im Rahmen der geplanten Reform
der Einkommensteuer ähnlich scharf angefaßt werden. Weiter

Tist von wesentlichen Einsparungen in— den staat-
lichen Betrieben die Rede. Sonst»sind im Staats-
haushalt, der mit 1,9 Milliarden Zloty fur einen Staat wie

Polen ohnehin schon unwahrscheinlich niedrig ist, kauni

größere Einsparungen zu machen. Eine Beschneidung des

heereshaushaltes der über ein Drittel, fast zwei Fünftel des

Gesamthsaushaltes ausmacht, dürft-e auch von der Regierung
Koscialkowski nicht beabsichtigt sein. Eine weitere Kürzung
des Bildungshaushaltes ist eine glatte Unmöglichkeit-wenn

man bedenkt, daß heute scho.i fast eine Million Kinder im

fchulpflichtigen Alter da sind, die keine Schule besuchen, und

daß Leute, die es wissen müssen, ein Miniis von etwa 16 000

Lehrkrästen gegenüber dem normalen Bedarf festgestellt
haben, Maßnahmen, wie die Regierung sie zur Ausgleichung
des Staatshaushaltes plant, müssen solange ein unsicherer
Notbehself bleiben, als sich die S t e u e r e in g ä n g e aus

der heute völlig dsaniederliegenden Wirtschaft nicht heben
und die S t e u e r m o r a l der breitesten Volksschichten sich

«

nicht ganz wesentlich bessert.
·

Fur die- Gefundung der Wirtschaft hat die neue Re-
glekUUg sein-e Reihe recht schöner,aber u n a u s g e g l ich e·-

ner Pläne. Kwiatkowski hat die Erhöhung des
inneren Verbrauchs durch die hebung der

Kaufkraft der breiten Massen als die wichtigste
wirtschaftspolitische Aufgabe der Regierung bezeichnet. Tat-v
sächlichist ja der polnische Binnenmarkt völlig zerstört, und
die Preisniveaus industrieller und landwirtschaftlicher Pro-
dukte klaffen weit auseinander. Daß Kwiatkowski selber
durch die Politik, die er früher, als er einmal handels-
miniftser war, getrieben hat, ein geriittelt Maß von Schuld
daran trägt, sei niir beiläufig erwähnt. Daß die Kaufkraft
der Massen gehoben werden muß, wenn die polnsische Wirt-

schaft gesunden soll, das hat man auch schon vorher gewußt-
Doch haben sich die früheren Regierungen niemals an Maß-
nahmen herangetraut, die geeignet gewesen wären, die durch
die Gdingener Parole gründlich verkorkste Wirtschaftspolitik
auf eine-n neuen Kurs zu bringen. Aber in der hauptsache
scheint auch die neue !- egierung bei ihren Masin-al;iiiesiian das
anknüpfen zu wolle-n, nias vitsn ihren Viorgängerisnnenscixsaii
eingeleitet und tastend versucht worden ist.

Der Grundgedanke, von dem die neue Regierung aus-

geht, ist nach Kost-ja.lkorvskidie h e rb e i f ii h r u n g eine r

besseren und gerechteren Verteilung des
V o l k s e i n k o m m e n s. Das sind Worte. die die breiten
Massen immer gern hören. Die O b e r ft e n g r up p e hat,
als sie in der Regierung saß, selten Wert darauf gelegt, mit

sozialen Versprechungen Eindruck auf die Massen zu machen.
Die neue Regierung stellt eine e n e r g i s ch e. S e n k u ii g
der Preise für industrielle Produkte in Aus-

sicht; diese hofft sie vor allem durch einen umfassenden A n -

griff aiif die iingesunde Preispolitik der
K a r te l le erreichen zu können. Bemühungen in dieser
Richtung sind, z. T. mit Erfolg, schon seit langem im Gange.
Weiter ist eine wesentliche S e n ku n g d e r Eisen b a h n-

tarife geplant. Die Preise für elektrischen
Strom, für Gas und andere Erzeugnisse
öffentlicher Unternehmungen sollen gleichfalls
herabgesetzt werden. Eine Erniäßigung wäre vor allem bei
den monopolisierten Waren, wie Salz, Streichhölzern usw»
notwendig; ob die Regierung hierzu imstande sein wird, ist
allerdings fraglich. Auch hinsichtlich der S o z i a l -

v e r s i ch e r u n g , deren Entwicklung während der letzten
Jahre zu äußerst erbitterten Auseiiiandersetzungen geführt
hat, werden durchgreifende Neuerungen in Aussicht geftellt,
bisher aber noch nicht näher umschrieben. »

Ein wesentlicher wirtschaftspolitischer Programinpunkt der
neuen Regierung ist die Belebung der privaten
Initiative. Die etatistischen hemmungen
solle n v e rsch w i n d e n ; der Staat soll möglichstwenig
als Unternehmer austreten, sondern die wirtschaftliche Be-
tätigung nach Möglichkeit der privaten Unternehmungsluft
überlassen. Daß das Ueberwuchern des staatlichen Sektors
im Wirtschaftsleben die private Betätigung stark ein-

geschränkt und verhindert hat, ist nicht zu bestreiten. Meist
aber war es doch so, daß sich der Staat nur dort in die Wirt-
schaft einmischte, wo er sie aus politisch en Gründen in
eine bestimmte Richtung zu lenken versuchte, oder dort, wo

es an ausreichender privat-er Unternehmungslust ohnehin
fehlte. Es ist durch-aus nicht gesagt, daß sich die private
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Jnitiative überall dort ausdehnen wird, wo sich der Staat

jetzt etwa wieder aus der Wirtschaft zurückzieht. Vielfach
würde der Rückzug des Staates auch eine Preisgabe der mit
seinem Eingriff in die Wirtschaft verfolgten politischen Ziele
bedeuten. Eine solche Preisgabe aber — man denke z. B-
an Gdingen — liegt keineswegs in der Absicht der neuen

Regierung. Jmmerhin wird sie manche bürokratischen hem-
mungen, über die in der Wirtschaft allenthalben geklagt
wird, abbauen können.

Jm übrigen wird sie nur dann der privaten Wirtschaft
neuen Auftriesb zu geben vermögen, wenn es ihr gelingt,
der großen-Masse der Arbeitslosen zu einem

Verdienst zu verhelfen, und zwar nicht nur den

einigen hunderttausend registrierten Arbeitslosen der Jn-
«

dustrie, sondern auch den Millionen ländlicher Kräfte, die

heute in den übervölkertesn Dörfern ein mehr als kümmer-

liches Dasein fristen.
beitsbeschaffungsmaßnahmen fehlt Polen das

notwendige Geld. Die Regierung hat mitgeteilt, daß sie an

der bisherigen D e f l a t i o n s p o l i t i k unbedingt fest-
halten will; sie will also weiterhin mit dem unwahrschein-
lich niedrigen Geldumlauf, der je Kopf der Bevölkerung nur

etwa 30 Zloty beträgt, operieren;"sie verzichtet damit auf die

größere finanzielle Beweglichkeit, die ihr eine. ein wenig
aufgelockerte Währungspolitik u. U. zu- bieten vermöchte-
Aber ihre Scheu vor einem Abweichen von dem bisherigen
starren währungspolitischen Kurs ist verständlich: Die S t a-

b i l i t·ä·t d e s« Z l o t y ist tatsächlichdie wichtigste Leistung-
die die polnische Wirtschaftspolitisk der letzten Jahre auf-v
weisen kann. Eine finanzielle hilfe vom Aus-
l a n d , wie sie bis zum Jahre 1929 die Kapitalknappheit der

polnischen Wirtschaft behoben hat, scheint die Regierung in

größerem Umfang nicht zu erwarten. Aber sie hofft, in

Polen selbst noch Kapitalien, vor allem solche der Selbst-
verwaltungen, für die Durchführung ihrer wirtschafts-
politischen Pläne mobilisieren zu können. Jm übrigen aber

muß sie sich mit der Tatsache abfinden, daß sich die Ka-

pitalneubildung in Polen, einem verarmten und

vorwiegend agrarischen Lande, nur sehr langsam
v o l l z i e h t.

«

Jn der Ag r a rp o l i t ik soll der schon unter der Re-

gierung Sinrvek vom damaligen und jetzigen Landwirt-

schaftsminister Paciorkowski eingeschlagene b a u e r n -

fr e u n d li ch e K u r s fortgesührt werden. Aber es ist kein

Geheimnis, daß dieser Kurs durchaus nicht klar und einheit-
lich ist. Welche Schwierigkeiten sich für eine gradlinige
Agrarpolitik aus den gewaltigen Verschiedenheit-en ergeben,
die etwa zwischen der hochstehenden Landwirtschaft Posens
und der fast mittelalterlich rückständigen Landwirtschaft
mancher östlicher Gebiet-steile des Staates bestehen, ist hin-
reichend bekannt. Auch daß die landwirtschaftliche Preis-
politik sprunghaft und voller Widersprüche ist, ist oft genug
festgestellt worden. Wenn Koscialkowski in seiner Sejmrede
die Rentabili·tät der Landwirtschaft als die
wichtigste Voraussetzung für eine Gesun-
dung der Gesamtwirtschaft Polens bezeichnet
undeiatkowski die kategorische Forderung aufgestellt hat,
daß der Schrumpfung der Konsumtion auf dem Dorfe Ein-

halt geboten und. der Blutabfluß aus dem kranken Organis-

Aber für wirklich umfassende Ar--

mus der Landwirtschaft unterbunden werden müsse, so ist
das alles zweifellos richtig. Doch scheint sich auch die
neue Regierung davor zu scheuen," die vol-
len Konsequenzen aus ihrer Erkenntnis zu
z i e h eng Auch sie trägt Bedenken, einige der wesentlichsten
Fehler der bisherigen Wirtschaftspolitik, die am Nieder-

gange der Landwirtschaft schuld sind, richtigzustellen.
Gdingen ist sicherlich ein nationales Symbol. Aber diesem
Symbol wurde der organische Aufbau der polnischen Volks-

wirtschaft, der nur von der Landwirtschaft her erfolgen
kann, zum Opfer gebracht. Das war nur möglich, weil die

Regierungen, die ihre Wirtschaftspolitik unter dieses Symbol
stellten, ein Volk vor sich hatten, demv sie ein erstaun-
liches Maß an materieller und kultureller

Bedürfnislosigkeit zumuten konnte-n. Auch im

Wirtschaftsprogramm der neuen Regierung spielt diese
Primitivität eine ganz erhebliche Rolle, — was man natür-

lich nicht so offen zugeben wird.

Die Regierung ist sich ian übrige-n über die Schwierig-
keiten, denen sie gegenübersteht,niicht iim Zweifel. Die Wirt-

schaftskrisse,in der sich Pol-ein befindet, ist nicht nur kon-ju-nsktu-
reller, sondern vor alle-m struktureller Natur. Kwiat-

kowski hat in seiner Sejmereide dar-auf hingewiesen: die

We-ichsell-inie, sag-te er u. a., teile Polen in zwei
wirtschaftlich grundsätzlich voneinander ab-
w e i che nd e Teile; während das Land westlich der Weich-
sel etwa aufderhöhe westeuropäischen Wirt-

schaftslebens stehe; weisse das Land östlich der Weichsel
typische Merkmale eines Koloniallandess ausf.
Es werd-e das Bestreben der Regierung sein, durch eine eint-

sprechende Gestaltung der Eisenbahntarife den Ostecn Polens
näher an den Westen des Staates heranzubrinigen Die Jn-
dustrie Westpolens müsse, anstatt, wie bisher mit Dumping-
preisen nach überseeischienLändern voirzustoßesmvor alle-m

Absatz in den polnischsen Ostwosewodschaften finden. hier hat
Kwiatkorvski eines der wichtigste-n Prrbleme der polnischen
Wirtschaftspolitik angeschnitten Es fragt sich, wie er die
Lösung die-fes Problems mit seiner Vorliebe ssür Edingen m

Einklang bringen will. Wein-n das auf Kosten Dasnzigs ge-

schehen sollte, könnten sich daraus politische Schwierigkeiten
fiir Psalen ergeben.

Die Regierung will sich nicht »ausein ,,Du«cchhaltender

Krise« beschränken,sonder-n den Schwierigkeiten energissch zu
Leibe geh-en Das deutsche Beispiel zeigt, wie unentbehrlich zur
Ueberwindung einer fast hoffnungslos verfahrenen wirt-

schaftlichen LagedasVertrauen des Volkesindie

Staatsfiihrung ist. Dieses Vertrauen ist in Polen
zweifellos bei weitem nicht in demselben Maße wie in

Deutschland vorhanden. Aber die neue Regierung in Polen
hat den Wert dieses psychologischen Faktors erkannt. Sie

versucht, sich durch eine starke Betonung der sozialen Ten-

decnz ihres Wirtschastsprvigrasmms das Vertrauen der Massen
zu« sichern. Jhre Erfolg-e in dieser Richtung sind bisher nicht
sonder-lich groß. Die oppositionellen Parteien lassen sich-da-
durch, daß sie mit diesem oder jenem Minister einigermaßen
zufrieden sind, nicht dazu verleiten, die Regierung zu unter-

stützen. Und auch im Regierungsblatt selbst hat Koscialkows

ski vor allem mit Widerstand von sei-ten- der Obe«rstesngruppe
zu rechnen.

’

s

Antwort an Smogorzewfki
Jn der polnischen Presse macht sich in letzter Zeit wieder

einmal eine verstärkteAgitation gegen die Volks-

gruppenpolitik des Dritten Reiches bemerk-
bar. Diesem ,,Zuge der Zeit« kann, wie es scheint, auch
derRitter der Ehrenlegion,KasimirSmogorzewski,
nicht widerstehen, der seit 1933 als Vertreter der «Gazeta
Polska« in Berlin tätig ist. «Jn der ,,Gazeta Polska« vom

17, Oktober findet sich von ihm ein die erste Seite füllender
Artikel unter der Ueberschrift »Die nationalen Mindserheiten
in Deutschland«. Smogorzewski beginnt mit einer »Sta-
tistik«, die er sich beim Polenbund ausleiht. Jrgendwie soll
festgestellt worden sein, daß es im Deutschen Reich heute
1,75 Mill. Angehörige nichtdeutschen Volkstums gibt (die
Juden und fremden Staatsangehörigen ungerechnet). Davon
werden 1,47 Mill. für das politisch-eVolkstum in Anspruch

242

genommen, die übrigen werden nach einem unbekannten

Schlüssel auf Dänen, Friesen (!), Wenden, Tschechen und
Litauer aufgeteilt. Der ,,S·tatistik«liegen — wie auf
polnischer Seite üblich —- dIe sog. objektiven Volkstums-

merkmale, Sprache, Abstammung usw., zugrunde. Nun ist
aiber der Gebrauch eines slawischen Dialektes als haus-
fprache nachweislich kein Beweis für die Zugehörigkeitzum

polnischen Volkstum. Auch ist der Begriff der Abstammung
in Gebieten, die seit Jahrhunderten nationale Mtschräume
sind, als völkisches Trennungsmerkmal völlig unbrauchbar.
Diesen Feststellungen, deren Richti keit von keinem ver-

nünftigen Menschen in Asbrede geste t werden kann, weicht
Smogorzewski, um nicht über sie zu stolpern, sorgfältig aus,
— wie das ja auch der Polenbund von jeher getan hat.
Die Stichhaltigkeit und Glaubwurdigkeit dessen, was er im



weiteren Verlauf seines Artikels über die Behandlung der
polnischen Volkssplitter in Deutschland zu sagen hat, wird

dadurch natürlich von vornherein in Frage gestellt.
Die Schlußfolgerungen, zu denen Smogorzewski ge-

langt, verdienen im Wortlaut festgehaltenzu werden. Denn

sie stellen eine grobe Diffamierung der ver-

antwortlichen Reichsftellen da·r, die um so
ierftaunlicher ist, als Smogorzewskifelber fich erst·noch vor
einiger Zeit in einem ’Artikel mit Recht uber die

fahrlässige und verantwortungslose Be-

richterstattung gewisser Berliner Aus-

landspressevertreter über das neue Deutschland
aufgeregt hat. Die Schlußfolgerungen Smogorzewskis lauten
wie folgt: «1. Die feierlichen Erklärungen, in denen die

Germanisierungspolitik verworfen wird, sind fur· das
Ausland bestimmt. Sie haben den Zweck, sur das

Dritte Reich unter den Völkern zu werben, die sich durch
gewisse Thesen des Verfassers vom ,Mein Kampf«»und

anderer nationalsozialiftischer Theoretiker bedroht fuhlen
könnten. 2. Nsa ch a u ßen hin verzichtet das Dritte Reich
darauf, diejenigen Splitter der nationalen Minderheiten,
die aufgeklärter sind, für das Deutschtumzu ge-
winnen. Dagegen verzichtet es nicht auf den großerenTeil
der Minderheitengruppen. Es beabsichtigt, ihn mit hilfe
der imponierenden Mühle der national-
fozialiftischen Organisationen einzudeut-
schen. Es ist davon überzeugt, daß es das schnellerund

erfolgreicher als die vorhergehenden Systeme vollbringen
wird. Es glaubt, daß die ,Splitter« und die Aelteren in den

Familien aussterben werden, ohne Spuren zu hinterlassen,
falls es gelingen wird, das junge Geschlecht der Minder-

heiten im deutschen Geiste und in der deutschen Sprache zu

erziehen.« ·

Smogorzewski erhebt gegen die verantwortlichen
Stellen des Dritten Reiches den Vorwurf der Unaufrichtig-
keit. Er behauptet, daß ein Widerspruch zwischen den
Worten und den Taten in bezug auf die Behandlung der

fremden Volksgriippen in Deutschland bestehe. Zum »Be-
weis« führt er an: einige Ortsnamenänderungen
in den östlichen Grenzgebieten, die Werbearbeit der h i tle r-

jugen d unter der angeblich nichtdeutschen Jugend, die

heranziehiing der einer fremden Volksgruppe angehörenden
Kinde-r zum S t a a t s j u g e n d t a g unid die Anwendung
des Erbhof- und des Arbeitsdienftgesetzes auf
die Angehörigen der fremden Volksgruppen. Von diefen
Dingen, die Smogorzewski mit salopper Oberflächlichkeit
dem Rationalsozialismus als Kapitalsünden vorhält, spielen
die Fragen der beiden letztgenannten Gesetze eine besondere
Rolle.

Zunächst das Reich s e rb h o f g esetz und die Polen:
Die wiederholten Vorstellungen des Polenbundes in dieser
Sache find am 5. Juni d. Js. durch ein Schreiben des

Reichsminifteriums des Jnnern en d gültig abgelehnt
worden. Es fei nur noch einmal folgen-des festgestellt: Die

Beschwerden des Polenbundes gehen ausschließlich von der

P e r s o n d e s B a u e r n aus und berücksichtigennicht, daß
das Reichserbhosgesetzdem hof eine besondere Bedeutung
zuweist. Verliert ein Bauer aus Gründen, die in seiner
Person liegen, die Erbhoffähigkeit, fo hört nicht der hof
auf, Erbhof zu fein, sondern das Erbhofgericht kann den
Bauern vom Erbhof entfernen. Erbhoffähig ist ein Bauer

grundsätzlich dann, wenn er deutscher Sstaatsangehöriger,
deutschen oder stammesgleichen Blutes, nicht
entmündigt, ehrbar und fähig ist, den hof ordnungsgemäß
zu bewirtschaften. Der Polenbund klammert sich in seinen
Beschwerden nun ausschließlichdaran, daß es in der P r ä -

ambel als das Ziel des Gesetzes bezeichnet Wir-d- den
Bauernstand »als Blutquelle des deutschen
V o l k e s z u e r h a l t e n«. Das Reichserbhofgesetz aber

stellt aiisdrücklich fest, daß dem Deutschen hier derjenige
gleichzusetzen ist, der stammesgleichen Blutes ist,
und daß ftammesgleichen Blutes derjenige nicht ist, der
unter seinen Vorfahren väterlicher- osder mütterlicherseits
jiidisches oder sarbiges Blut hat. Das Landes-

erbhofgericht in Eelle hat diese Definition dahin er-

gänzt, daß als ftammesgleich diejenigen Völker zu gelten
haben»die in g e f ch l o f s e n e r Volkstumssiedlung seit
g e f ch ! ch t c i ch e r Zeit in E u r o p a beheimatet sind. Diese

Definition entspricht durchaus dem Sinn des Gesetzes, das
eine Erneuerung des Bauerntums inDeutsch-
land auf rasfischer Grundlage nach Maßgabe der

nationalsozialiftischen Gedankengänge bezweckt, die Walter
Dsa r r e in sei-nein grundlegenden Werke »Das Bauern-"
tuim asls Lebensquell der nordischen Rasse« dargelegt hat. Sie
findet weiter ihre Parallele in einer gan en

Reihe von Gesetzen rassenpolitischen n-

halts. Der Fall it erledigt. Es mutet ein wenig lächer-
lich an, wenn Jan kala, Smogorzewski oder fonftwer sich
noch berufen dünken, verantwortlichen deutschen Stellen

hVolrlesungen
über das Wesen des Nationalsozialismus zu

a ten.

Auch gegen die Heranziehung der Angehörigen des

polnischen Volkssplitters zum Aribeitsdienst hat der

Polenbund Einspruch erhoben, nachdem das Reichs-
ministerium des Jnnern am 26. September d. Js. entschieden
hat, daß alle Reichsangehörigen zum Arbeitsdienst ver-

pflichtet sind. Aehnlich wie beim Reichserbhofgesetz, stützt
fich die polnische Agitation auch in diesem Falle auf
einige Worte, die den Zweck des Arbeitsdientes zu
erläutern bestimmt sind, und zwar auf den Art. 1 Ab . 3 des

Arbeitsdienstgesetzes, welcher lautet: »Der Reichsar«beits-
dienst soll die deutsche Jugend im Geiste des

Nationalsozialismus zur Volksgemein-
fchast erziehen.« Der Arsbeitsdienst fei, so heißt es in
der Polenbundpresse, eine rein deuts e Angelegenheit.
Nun ja: er ist eine genau so rein deutsche ngelegenheit, wie
etwa das polnische heer eine rein polnische Angelegenheit
ist, trotzdem die Deutschen, Ukrainer, Wseißriissen,Litauer,
Tschechen, Juden und Tataren in ihm dienen müssen.
Wenn sich der Polenbund auf die These versteift, daß
deutsche, nationalsozialiftische Einrichtungen, die vom Staat
versügt werden, die Angehörigen der polnischen Volks-
gruppe nichts angehen, dann könnte er diefe These ja viel-

leicht auf die wehrsgesetzlichen Bestimmungen anwenden, in
denen sich wohl auch ein Pasfus finden läßt, der zu ähn-
lichen Schlußfolgerungenwie im Falle des Erbhof- und des

Arbeitsdienstgesetzes veranlassen könnte. Es wäre reizvoll
— weniger vielleicht für die herren vom Polenbund — sich
die weiteren Folgerungen einmal durchzudenken.

Man ist in der Dorotheenstraße wohl schon dahinter
gekommen, daß die haltung, die man in der

Frage des Erbhof- und des Arbeitsdienst-
gesetzes eingenommen hat, sich mit dem Er-
werb des Reichsbürgerrechtes nicht verein-
b aren lä ß t. Von maßgebend-er deutsch-er Stelle ist
sofort nach Erlaß des Rürnberger Gesetzes über das Reichs-
bürgerrecht mitgeteilt worden, daß die Angehörigen des

polnischen Volkssplitters in Deutschland das Reichsbürger-
recht unter denselben Bedingungen wie die deutschen Volks-

tiimsangehörigen erhalten werd-en. § 2 Abs. 1 des Gesetzes
lautet: ,,Reichsbürger ist nur der Staatsangehörige
deutschen oder artverwandten Blutes, der

durch sein Verhalten beweist, daß er gewillt und geeignet
ist, in Treue dem deutschen Volk und Reich
zu dien en.« Das ist ein Passus, der völlig den Worten

entspricht, die in den oben erwähnten Gesetzen von den

Polenbundleuten beanstandet werden. Smogorzewfki kommt
in seinem Artikel auf diese Frage zu sprech-en. Er versichert
zunächst, daß die Polen in Deutschland auf die Zuerkennung
des Reichsbürgerrechtes ,,vollen Anspruch« hätten, . . .weil

sie Steuern zahlen und im heere dienen, was Ssmogorzewski
im Falle der Polen in Deutschland als ein-en ausreichen-den
Beweis loyaler Gesinnung erachtet. (Er sollte sich, ehe er

sich noch einmal üsber der-artige Dinge äußert, über die

Anforderungen orientieren, die in Polen an die Loysalität
der dortigen Deutschen gestellt werden!) Dann fährt er fort:
»Wenn jedoch das Reichsbürgerrecht mit der Germanifi-e-
rung erkaust werd-en soll, dann werden die Angehörigen
der nationalen Minderheiten in Deutschland trotz der

ehrenvollen Bezeichnung ihres Blutes als ,artverwandt· mit
dem dseutfchen Blut lieber zusammen mit den
Juden nur Reichsangehörige bleiben wollen«
Das wäre in der Tat die logische Folgerung aus der bis-

herigen Haltung der Leiter des Polenibiindes - Ob die
A n h ä n g e r des Bundes derselben Auffassung sein werden,
kann man freilich mit guten Gründen bezweifeln.
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Smogorzeswski behauptet, daß die Polen in Deutschland
massenweise ,,mit hilfe der imponierenden Mühle der

nationalsozialistischen Organisationen« assimiliert würden.

Er sei in diesem Zusammenhange auf eine vor wenigen
Jahren erschienene Schrift sein-es Landsmannes Stanislaus

Lo s: »Die konstruktive Politik in Rotrußlanid« verwiesen,
in welcher dieser sich über den Begriff der Assimi-
lierung folgendermaßen ausläßt: »Die Assimilierung ist
niemals eine bewußte Tätigkeit des Assimili-erenden,
sondern ein unbewußter Prozeß, den der

Assimilierte durchläuft. Das Sichbekanntmachen
mit einer«fremden Sprache unsd Kultur ist ein großes Plus
im Leben, das der Lohn einer gewissen, sich seiner Ziele
bewußten, freiwilligen Anstrengung ist, dagegen niemals
das Ergebnis eines Zwanges sein darf.« Es wäre für die

herren vom Polenbund sicherlich nützlich, sich unter Be-

nutzung dieses Urteils ihres Landsmannes über die Assimi-
lierung einmal Gedanken u machen. Auch herrn Smogor-
zewski würde eine solche eberlegung über das freiwillige
nationale Bekenntnis nichts schaden. Dr. ic.

Die neue Regierung und die Nationaldemokraten
Früher, als der Marschall noch lebte, konnte man wol-

mit einigem Recht davon sprechen, daß ein Regierungs-
wechsel in Polen nicht viel mehr als »die Ablösung einer

Wache« bedeute; den-n der maßgebende Faktor der zwölf
Kabinette, die Polen seit dem Maiumsturz 1926 erlebte,
blieb immer der Marschall Zyndram-Koscial-
kowski ist nach mehr als neun Jahren der erste Re-

gierungschef, der nicht von Pilsudski bestimmt
worden ist; sein Kabinett ist das erste Kabin ett d es

Staatspräsidenten· Es setzt sich ausschließlich aus

Männern zusammen, die sich als Pilsudskianhänger be-

Richnem
das schließt freilich nicht aus, daß die politische

ichtung, die es vertritt, von derjenigen seiner Vorgänger
abweicht. Diesmal isft mehr als bloß ,,eine Wache
abgelöst« worden. D i e O b e r st e n g r u p p e , die seit
Jahren, seit dem Rücktritt des zweiten Kabinetts Bartel, den

politischen Kurs Polens bestimmte, ist in den hinter-
grund, um nicht zu sagen: in die Opposition
g e d r ä n g t w o r d e n. Daß gerade aus der Obersten-
gruppe heraus Widerstand gegen die Ausweitung der

Machtbefugnisfe des Stasatspräsidenten durch Ermächti-
gungsgesetz geleistet wurde, kennzeichnet sdise isnsnerpolitische
Situation, in der· sich Polen seit der Regierungsumbildung
befindet-

Die Nation a l d e in o k r at e n bleiben zwar weiterhin
in grundsätzlicherOpposition, aber sie habe-n keinen Anlaß,
mit der neuen Regierung besonders unzufrieden zu sein, die

unster den gegebenen Verhältnissen für sie das kleinste der mög-
lichen Uebel darstellt. Jn der neuen Re ierung sind die

Männer-, die zumlinken Flügel des egierungs-
la g e r s gehören, zu bestimmendem Einfluß gelangt. Deren

haltung gegenüber den oppositionellen Parteien ist
w e n i g e r sch r o ff als die der Oberstengruppe. Sie haben
die Absicht, die Verbindung zwischen der Regierun und

dem Volk herzustellen. »Verbindung mit dem Volk« a er ist
in der Praxis fast dasselbe wie: A n n ä h e r u n g· a n d i e

Opp osition. Hierzu ist der Ministerpräsident Kosc i al-

kowski wohl der geeignete Mann: Er ist erst ziemlich spät ins

Pilsudskilager gekommen und besitzt von früher her noch Ve-

ziehungen zu den—in Opposition zur Oberstensruppestehen-
den kleinbäuerlichen Parteien. r gibt, ebenso
wie der Landwirtschaftsminister P a c i o r k o w s k i

,
der

neu-ein Regierung eine gewisse volksfsreundliche Note. Es ist
zwar nicht anzunehmen daß es den Endeken gelingen wind,
als P a r t ei wieder zur Geltung zu kommen. Aber es ist
für sie sicher ein Trost, zu wissen, daß in der neuen Re-

gierung auf sehr wichtigen Posten eine Reihe von Leuten

sitzt, die in einer nach endekischer Meinung ausschlaggeben-
den Frage, nämlich in der Einstellung zu Deutsch-
land, den Auffassungen nicht allzu fern zu stehen scheinen,
die etwa ider ,,l(urjer Poznanski« ver-tritt.

.

Da ist zunächstKwia tko w s k i , der in der neuen Re-

gierung als stellvertretender Ministerpräsident und Finanz-
minister die Leitung der Wirtschaftspolitik in der hand hat:
Als der eigentliche Schöpfer des Gdingener
hu fe ns bat er sich »das Vertrauen derer erworben, die sich
eine polnifche Wirtschaftspolistik nicht anders als im Gegen-
satz zu Deutschland vorstellen können, Jedenfalls ist Kwiat-

kowski den Endeken weit angenehmer als Matuszewski, der

Finanzminifter der Oberstengruppe Auch dem neuen

handelsminister, General Gorec k i , bringen sie einiges
Vertrauen entgegen; sie kennen ihn, wie auch die französische
Presse hervorhob, als einen Mann, der sich in seiner Eigen-
schaft als Vorsitzender des Polnischen Frontkämpferverbandes
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worden ist.

in osteniativer Weise um eine W i e d e r a n n ä h,e r u n g
Polens an Frankreich bemüht hat. Da ist
weiter noch R a c z k i e w i c z , der neue Jnnsenminister·Von

ihm stellte der »Katze-r Poznanski« mit befriedigtem Unter-
ton fest, daß er kein Kampfpolitiker sei. Uebrigens
wird er auch als Organisator und Leiter des Weltbundes der

Polen von den Natio—niasldeinioskraten,trotz mancher Vor-

behalte, mit einem gewissen Wohlwollen betrachtet. Als
einen Erfolg ihrer politischen Jdeologie können es die Na-
tionaldemokraten weiter verbuchen, daß Janusz J e n d r ze-
jewicz, der ihnen, ebenso wie sein Bruder, wegen seiner
scharfen Eingriffe in das Vildungswesen besonders verhaßt
ist, nicht wieder, wie man erwartet hatte, zum Kultus-

minister ernannt worden ist. Und schließlich liegt es auch
ganz im Sinne der Nationaldemokraten, wenn die neue Re-

gierung, wie es den Anschein hat, den bisherigen Widerstand
des Pilsudskifystems gegen die klerikalen herrschafts-
ansprüche absch·wächt. Viel Aufsehen hat es erregt, daß der
neue Ministerpräsident kürzlich den Kardinalprimas h l o n d
in Posen ausgesucht hat; — ein Mitglied der Oberstengruppe
hätte sich zu einem solchen Schritt schwerlich entschlossen-

star sagt die niationaldeimbkrsatisiche Presse, daß d a s

neue Kabinett noch keinen Systemwechsel
be d eute. Aber dieses, als Vorwurf gemeinte Urteil

gründet sich in der hauptsache darauf, daß der Außen-
minister O b e r st B e ck und der Justizminister M ich a -

lowski nicht zu den Opfern der Regierungsumbildung
gehören. Vor allem Beck, diesen typischen Repräsentanten
der Oberstengruppe, empfinden die Nationaldemokraten als

einen »Schönheitsfehler« an« dieser, ihnen sonst nicht durch-
weg unsympathisch-ein Regierung. Uebrigens sind mit »der

Mitte Oktober erfolgten Regierungsumbildung die Um -

besetzungen maß ebender politischer Stel-
le n noch nicht zum Ab chluß gekommen. Zurückgetreten ist
z· B. auch der Unterstaatssekretär im Ministerpräsidium,
Sie dlecki, ein Vertreter der Oberstengruppe der durch
den bisherigen Gesandten in Prag, G rzy b o w s«ki , ersetzt

Weiter wird nach wie vor der Kattowitzer
Wojewode Grazyns ki als aussichtsreicher Kandidat für
einen Ministerposten genannt. Seine etwaige Berufung
würde die den Nationaldemokriaten genehme Tendenz der

neuen Regierung verstärken.
Die Regierung Koscialkowski ist, innenpolitifch gesehen,

kein Ksampfkabin ett. Sie kann das »nichtsein, wenn

sie ihre wirtschaftspolitischen Plane durchführen
will; denn hierzu ist sie auf die vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit allen Wirtschaftstreisen angewiesen, ob diese nun

zum Regierungsblock neigen oder zu den oppositionellen
Parteien gehören. Die Kräfte, von denen die Opposition
bisher mit eisernser hand zu Boden gedrücktwurde, sind jetzt
»durchKreise ersetzt worden, Ydetellpolitische haltunsg dein

Nationaldemokraten die Aussicht eröffnet, daß ihre, die na-

tionaldemokratischen Gedankengänge, sich wieder stärker in

der polnischen Politik durchs-etzen werden Zwar ist kaum

damit zu rechnen, daß Oberst Beck,
« wie die endsek«i·schen

Blätter es fordern, jetzt endlich seinen »Jrrtum einsehen«
und ein »Schuldbekensntnis« ablegen werde. Es laßt sich
aber nicht leugnen, daß Oberst Beck für seine Außenpoli.tik,die

Polen zu dem Machtfaktor gemacht hat, den es heute auf
internationalem Gebiete darstellt, im neuen Kabinett nicht
mehr den starken Rückhalt findet, der ihm früher am

Marschall selber gewiß war. Er soll, einem Artikel des

Krakauer «Nowy Dziennik« zufolge, die Einladung des

Staatspräsidenten, auf seinem Posten zu bleiben, zu n ä ch ft



a b g e l e h nt haben. Und kurz nachdem er sein Verbleiben
im Kabinett dann doch zugesagt hatte, wurde er kra n k.

Es ist frag-lich, ob die mehr als reservierte Eisnstellung zu

Deutschland, die sich bei den meisten derzeitigen Regierungs-
msitxgliedern feststellen läßt, dsas S ch w e r g e w i cht d e r

außenpolitischen Tatsachen wird aufheben
können. Es gibt einige sehr wesentliche Momente, die auch
einen weniger nüchtern denkenden Politiker als Oberst Vcck

dazu veranlassen können, sich den außenpolitischsenGrund-

anschauungen der Nationaldemokraten zu widersetzen. Ein

Abweichen von der Linie, die seit dem Ab-

schluß des deutsch-polnischen Paktes ver-

folgtworden ist, würdeauch heute noch einer

Rückkehr Polens in die Abhängigkeit von

Frankreich gleichkommen. An der englischen
Politik kann sich Polen wohl o r i e n t i e r e n

,
aber es kann

sich nicht auf sie ftütz en. Eine solche Stütze jedoch könnte
die polnische Außenpvlitik in dem Augenblick nicht mehr
entbehren, in dem sie ihre von Oberst Veck gegebene Ein-

stellung zu Deutschland verändert und damit wieder, wie

früher, u. U. die polnischen Westgrenzen belastet. Die

Achtung, die Polen sich durch die Außenpolitik der letzten
beiden Jahre trotz der Kritik, die die Nationaldemokraten
an ihr üben zu müssen glaubten, im Ausland erworben hat,
wäre gefährdet, wenn Oberst Veck zurücktreten oder einem

innerpolitischen Druck nachgeben müßte. Dr. l(.

Nach den Memeler Wahlen
Wer es noEh nicht gewußt haben sollte, warum am

29··September im Memelgebiet 24 deutsche und nur

5 litauische Kandidaten in den Landtag gewählt worden

sind, der konnte sich im ,,Lietuvos Ajdas«, dem all-amtlichen
Blatt der litauischen Regierung, über die ründe ganz

genau unterrichten: Nicht die Litauer, sondern die Deutschen
haben das Memelland terrorifiert; nicht Kaufen, sondern
Berlin hat das Memelstatut dauernd verletzt; nicht«die.Not,
sondern die deutsche Propaganda hat die großlitauischen
Bauern zum Aufruhr getrieben. . . Man kann von intellek-

tuellen Schuhputzern nicht erwarten, daß sie sich mit Anstand
in ein Mißgeschickfügen ; sie werden sich.immer unsd uberall

weigern, die Tatsache dieses Mißgeschickesanzuerkennen.
Und man wundert sich schließlichauch gar nicht mehr, wenn

der »Ljetuvos Aidas« zu der »Erkenntnis« kommt, daß das

Ergebnis der Memelwahl für Litauen eigentlich doch eine·

,,recht erfreuliche Erscheinung« sei, da ja »wenigstens 20 v.

der Einwohner des Memelgebietes zuverlässige Kämpfer fur
Litauen sind, die ihr Vaterland unter keinen Umständen im

Stich lassen werden«-
Jn Wirklichkeit hat freilich das Ergebnis der Memel-

wahl auf die litauische Oeffentlichkeit ganz anders gewirkt,
als es die regierungstreue und die andere Presse darstellt.
Jn Wirklichkeit hat der Ausgang der Wahl
die Position der Kauener Regierung ganz

empfindlich erschüttert. An der Kauener Börse
stürzten die Kurfe, und die litauische Währung geriet in

Gefahr. Am 1. Oktober führte die Regierung die D e v i s e n-

z w a n g s w i r t s ch a ft ein. Zugleich machten sich im Re-

gierungslager Gegensätze bemerkbar; d i e M i l i t ä r s u n d

die Zivilisten gerieten gegeneinander. Gerüchte über
die Errichtung einer Militärdiktatur tauchten auf; und auf
der anderen Seite war davon »die Rede, daß eine Er-

weiterung der gegenwärtigen Regierung durch die klerikale

Partei der Ehristlichen Demokraten beabsichtigt sei. Dazu
kam, daßim Lande an vielen Orten Unruhen herrschten; in

Kauen demonftrierten die Stud en ten gegen das neue

Universitätsgsesetz,das die Freiheit der hochschule beschränkt,
und in Nord- und Südlitauen flackerten von neuem die

gegen die Städte und Juden gerichteten Bauern-

unruhen auf.
·

Zu diesen innerpolitischen Schwierigkeiten tritt noch
die für die litauische Regierung ganz gewiß nicht erfreuliche
Tatsache hinzu, daß sich namentlich die en g l isch e O ef-
fentlichkeit seit den Wahlen vom 29. September mit
der ruhigen, aber eindringlichen Veharrlichkeit, die den
Vriten in den Angelegenheiten der großen Politik zu eigen
zu fein pflegt, mit der Memelfrage befaßt. Mehrmals ist in

letzter Zeit diese Frage im Unterhaus Gegenstand der De-
batte gewesen« Am 24. Oktober kam der konservative Ab-

geordnete Hauptmann Eazalet auf die Memelfrage zu

sprechen: »heute ist im Memelland ein völlig künst-
liches R egime vorhanden. Wir müssen einsehen, daß
es ein Fehler der Friedensverträge war, die

140 000 Einwohner des Memelgebietes, die 500 Jahre lang
unter deutscher herrschaft standen, unter die Souveränität
eines fremden Staates zu stellen. Jch glaube ferner, daß es

im Jahre 1924 ein Fehler der Alliierten und des Völker-

bundes war,- dem litauischen Staatsstreich nachzugeben und

ein«künstlichesRegime zu errichten. Es erscheint mir zu r

LinUg des Menielproblems für eine Reihe

gericht.

von Jahren eine internationale Kontrolle

notwendig, worauf man dann in neue Er-

wägungen eintreten und möglicherweise
einen Volksentfcheisd vornehmen könnte.

Jch habe keine unterrichtete Persönlichkeit getroffen, die die

gegenwärtige Lage in Memel nicht für unmöglich hielt.«
Am Tage vorher hatte schon der britische Auszenminifter

S i r h o a r e zur Memelfrage Stellung genommen. Wenn
er in sein-er Erklärung auch eine offene Kritik der gegen-«
wärtigen Zustände im Memelgebiet vermied und einen ge-
wissen Optimismus hinsichtlich der Wirksamkeit der formalen
Aktionen der Memelsignatare zur Schau trug, so enthielt
doch auch feine Erklärung eine sehr wohl verständ-
liche Warnung an die Regierung in Kauen,
die vom litauischen Außenminister in Genf versprochenen
Maßnahmen zur Sicherung der Autonomie sofort zu

ergreifen. ,,. . . Jch habe keinen Grund zu glauben, daß
dieseVersicherung (unverzüglich nach den Wahlen ein Direk-

torium zu bilden, das das Vertrauen dies Landtags genießt)
nichtgehalten wird . . . Die (britische) Regierung wird auch
weiterhin die Lage im Memelland sorgsam beobachten und,
wenn es notwendig sein sollte, weitere Schritte unter-

nehmen-«

·

Die Frage ist nur, ob man in Kauen sich schon genügend
mit der britischen Diplomatensprache vertraut gemacht hat,
um aus den sparsamen und zurückhsaltendenFormeln die

ernst gemeinte Warnung heraushören zu können. Es besteht
Anlaß, das zu bezweifeln. J n d e r M e m e·l p o l i tik
Kauens hat sich durchaus nichts geändert.
Verhaftungen, Bestrafungen und Terrorakte werden nach
wie vor aus dem Memellande gemeldet. Und vor allem
werden Vorbereitungen getroffen, um trotz
d e s L a n d t a g e s , dessen Einberufung sich schließlich

«

nicht endlos hinauszögern läßt, un d tr o tz d es d e ut-

sch e n D i r e k t o r i u m s , dessen Bildung sich schließlich
nicht mehr umgehen läßt, die memelländische
Selbstverwaltung zu sabotieren. DasMitteL
das Kauen zu diesem Zwecke bereit hält, ist das Sta t ut-

Dieses Gericht, das sich aus fünf waschechten
Schamaiten, dem Vorsitzenden, dem Vizevorfitzenden und
einem Richter des Obersten Gerichtshofs in Kauen, einem

Mitglied des litauischen Staatsrates und einem Kauener

Universitätsdozenten, usammensetzt, soll nach dem Gesetz
vom 1 3. März d. s. das Recht haben, als einzige und

höchsteJnftanz zu entscheiden, ob ein Gesetz der Zentral-
regierung oder des Memellandtags, bzw. ein Verwaltungs-
akt der Zentralregierung oder des Gouverneurs dem

Memelstatut widerspricht. Was das in der Praxis für die
Autonomie des Memelgebietes bedeutet, kann man sich
denken. Der Landtag kann beschließen,was er will: das

Statutgericht wird jedes Gesetz, das den Litauern nicht paßt,
als ,,im Widerspruch mit dem Memelstatut stehend« be-

zeichnen. Das Direktorinm kann gegen ein Gesetz der

Zentralregierung oder einen Verwaltungsakt des Gouver-
neurs Einspruch erheben: das Statutgericht wird die Gesetze
und Verwaltungsakte, die den litauischen Plänen genehm
sind, immer als »im Einklang mit dem Statut stehend-·hin-
zustellen verstehen. Es muß mit aller Schärfe folgendes
festgestellt werden: 1. Durch die Einrichtung des Statut-

gerichtesmaßt sich die litauisrhe Regierung e i n e sch i e d s-

richterliche Funktion in Streitfällen zu, in
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denen sie selber Partei ist; und 2., die litauische
Regierung behandelt mit der Schassung dieses Gerichtes
die Signatarmächte einfach als nicht mehr
vo rhand en, denn die Funktion, die sie dem Gericht
zuweist, steht einzig und allein den Signatarmächten, bz-w.
dem von diesen angerufenen haager Schiedsgericht zu.
Es ist schwer zu glauben, daß die englische Regierung eine

derartige B e r h ö h n U n g ohne weiteres hinnehmen wird.

Der Pariser ,,Matin« charakterisierte die litauische Politik
kürzlich so: »Eine junge, schwache Nation hat notgedrungen
eine primitive Politik, die man etwa mit

derjenigen kleiner Kinder vergleichen kann,
die mitihrer Schwäche spekul·ieren.«. Man kann

hinzufügen: Es gehört zu den altbewährten Erziehungs-
grundsätzen, daß Kindern, die veribrecherische Anlagen ver-

raten, gelegentlich zu ihrem eigenen Besten eine gehörige
Tracht Prügel verpaßt wird. Die Engländer haben sich im

Verhältnis zu Völkern, die sich noch in den Kinderschuhen
befinden, schon oft als gute Pädagogen bewährt.

Nach dem Aufsehen, das die .Wahlen vom 29. Sep-
tember erregt haben, läßt sich die verlogenie Behauptung
vorn ,,litauischen Charakter« des Memellandes auch den

schlechterunterrichteten Kreisen des Anstandes gegenüber
aum noch anfrechterhsalten. Das hat man wohl auch in
kitauischen Regierungskreisen allmählich gemerkt. Es fällt
«edenfalls auf, daß das nationale ,,Argument«,

as bisher in der litauis en Propaganda eine erhebliche
·«

Rolle gespielt hat, seit den ahlen stark in den hintergrund
gestellt und dafür das wirtschaftsgeographische
»Argum ent« mehr in den Vordergrund gerückt worden

ist. Mit anderen Worten: Man operiert jetzt weniger mit

der Behauptung vom ,,litauischen« oder gar ,,urlitauischen
Charakter« des Memelgebietes, dafür um so mehr mit der

Behauptung, daß Litauen des Memeler hafens als seines
·,,Zuganges zum Meere« und als eines »Bürgen seiner
wirtschaftlichen Selbständigkeit« dringend bedürfe. Der-

artige alberne Redensarten waren schon auf den Festen
des Meeres zu hören, die die litauische Regierung im ver-

gangenen und in diesem Jahr inszeniert hat. Sie kommen

einem merkwürdig bekannt vor.

Neu ist jetzt dabei allerdings, daß das »Argument« von

dem angeblich lebensnotwendigen wirtschaftlichen Interesse
am Memeler hafen setzt auch — auf Polen ausgedehnt
wird. Diese Wendung der litauischen Argumentation ist
sehr interessant. Es wird versucht, Polen in der Memel-
srage als Bundesgenossen gegen das Deutsche Reich zu ge-
winnen. Jn der halbamtlichen ,,Gazeta Polska« veröffent-
lichte vor kurzem der Kauener Vertreter dieses Blattes,
Thaddäus .Katelbach, einen aufschlußreichen Artikel
ierüber. Er schrieb u. a.: ,,Plötzl"ich,ist«die fast vergessene
trage-wieder aufgetaucht:, Polen und Memel ,. . .

Durch diesen Hafen ging vor dem Kriege aus natür-
lichem· Wasserwege der. holzhandeL Kein ;Wunder, daß
Polen lange Jahre um die Garantierung der ihm zustehen-

den Rechte im Hafen von Memel gekämpft hat. Als Polen
im haag die Anerkennung seiner These nicht zu erreichen
vermochte, hörte sein Jntersse an diesem Problem vollständig
auf. Die Litauer konnten triumphieren. Trotz der offen-
sichtlichen Verluste, die ihnen daraus erwachsen, ließen sie
Polen nicht aus memelländisches Gebiet. Diese Selbst-blockade
war die wunderlichste Form eines Krieges, der mit Polen
um Wilna gekämpft wurde. heute, in der Zeit der

deutsch-litauischen Spannung, erklären die

Litauer, daß das damals alles hauptsächlich auf deutschen
Einfluß zurückging . . . Jetzt, da sie begreifen, daß das

Memelgebiet vom Deutschen Reich zurückerobert werden

kann, behaupten sie plötzlich, daß derartige aggressive Ab--

sichten Deutschlands auf den Widerstand nicht nur der

baltischen Länder und der Sowjetunion, sondern auch
Polens stoßen müßten, für das die Rückkehr des Memel-
landes zu Deutschland einen erhöhten deutschen Druck auf
den Korridor bedeuten müßte . . . heute möchte uns

Litauen besonders stark an diesem Problem interessieren.
Wie sich die Zeiten doch ändern! Das Problem Polen
und Memel wird aus der Vergessenheit ge-
zogen durch die hände derer, die es einst--
mals selbst begraben« Vielleicht wird es

wieder lebendig.«
«

Einige Zeit vor die-n Wahlen, deren Engebnis man in

Ksasuienwohl schon ungefähr vor-ausgeahnt hatte, traf der li-

tauische Außensminister·L-ozor-aitis in Genf mit dem
po l n ische n Außenminister zusammen Die Rolle des Ver-
mittlers spielte dabei auf Grund des Rigaer Paktes im Na-
men der drei baltischen Länder der sle t t is che Außenminsister.
Ueber das Ergebnis der Unterredung ist außer einer Zwei-

fzeeislesnsnotiznichts amtlich veröffentlicht worden. Gegenstand
— r Unterredsucng ist sehr wahrscheinlich das von Katelbach
gekennzeichnete Problem Polen und Memel gewesen: Laza-
raitis wird ver-sucht haben, ·her«a:uszu-bekommen,g e g e n wel-

che wirtschaftlichen und sonstigen Zugeständ-nis s e Polen etwa bereit ist, sich im Interesse itauens in der

Memelsrage zu ensga-gsiere-n, falls bei einer Fortsetzwns der
litauischien Unterdrückungspolsitikim Memelgebiet diese rage
international einmal grundsätzlichaus-gerollt werden sollte-
Katelbach sagte zwar in seinem erwähnten Artikel, in Polen
hätte man die ganze Angelegenheit ischon vergessen gehabt.
Doch ist es Katelbach selber gewesen, der vor gar nicht so
langer Zeit in »der ,.Gazeta Polslc—a« den Litauern klar zu
machen versuchte, daß ihnen die Entdeutschsung des Memel-

gebietes niemals gelingen werde, wen-n sie sich dabei nicht der
polnischsen hilsfe bedienten Der Konservative »czas« hat-te
vor einiger Zeit einmal ganz deutlich gesagt, daß derl Memel-
konsliskt eine «deutsch-litaiuischeAngeiegenheit ist, die Polen
überhaupt nicht interessiert. Da waren es nicht nur national-i

demokratische Blätter, die gegen ihn den Bokuirs des »Ver-
dates an den baistsiischenInteressen Polens« erhaben So ganz

hatte-sannst
die Angelegenheit in Polen-also wohl2doch nicht

ver-ge in.
·

Die gute Behandlung
Das Warschsauer ,,A"BE« beklagte sich vor kurzem über

die gute Behandlung der Deutschen in Polen. Polen, so schrieb
das Blatt, hin-beaus die Enteignung der deutsche-n Kosloniistem
ans die Polonisierunig seiner Westgesbiete durch ein ausschließ-»
lich polnissches Schulwesen und «an die Naitiosnalisiesrungsein-er
Schswerindu.strie, die es in der hand der deutsch-en Kapitalisten

elassen habe, verzichtet. Es hat wenig Zweck, sich mit diesen
nhauptusngennäher auseinanderzusetzen Es sei nur ganz

nüchternan hasnd einiger Beispiele aus der pobnischen Volks-

gruppenposlitisk der letzten Wochen gezeigt, wie es um die
gute Behandlung der Deutsch-en in Polen be-

stellt ist.

»l. Nachdemsich im Laufe- dieses Jahres schon einige
ähnliche Falle erei net hatte-n, wurden am 7· Oktober die

Ehele ute Fer« iniand und Anna Müller Il in

Alts charke, Kreis Wallstei«n,durch den Gerichtsvollzieiher
von ihrem 10 Morgen großen landwirtschaft-
lichen Besitz ex·mitt-iert. Müller hat-te das Grund-

stockim August 1922 gekauft; das Bezirks-landamt aber machte
das Verkaufsreschtgeltend mit dem Erfolg, daß im März 1929
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der poslnischeStaatsschatz als Eigentümer ins Grundbuch ein-

getragen wuride und dann im Mai 1934 das Posener Apella-
tioinsgerichst die Räumung des Grundstück-esdurch die deut-

schen Besitzer versssügte Es wurde also jetzt wieder eine

deutsche Familie von ihrem Grund und Bo-
id e n v e r t r i e b e n , »den sie 13 Jahre lang bewirtschaftet
hatte. Das »ABE« aber schreibt, Polen habe »aus die Ent-

eignuing der deutschen Kolonisten verzichtet«.
2. Nachdem schon in den Monaten vorher ein-e ganze

Reihe deutscher Schulen in Posen-Pomimevellesn gesperrt worden

war, hat jetzt drei weitere deutsche Uniterrichtsbeiriebe dieses
Gebietes das-selbe Schicksal ereilt. Der seist 1925 bestehenden
deutschen Privatschule in Trzcionka, KreisN-eu-

tomisschelwurde-n ihre im staatliche-nSchulshaus gemieteten Räume
genommen. Da andere geeignete Räumie z. Z. nicht vorhanden
sind, wurde die Schule, die zuletzt von 27 de u t sche n

Kinde rn besucht wurde, geschlv Hen· Ferner Wustsde
der gleichfalls seit 1925 bestehenden deutschen Privat-
schule in Bron iewo, Kreis hob-ensule ihr im ehema-
lige-n staatlichen SchubgebäudeigseimsietetesK sla sise n zi m m e r



versie gelt, mit der Begründung, »daß der«Zustanddes

Gebäudes die öffentliche Sicherheit und der ssanitare Zustand
dies Klassenrauimes die Gesundheit der sichsdortaufhalten-den
Kinder ge·fäh-rde«.Vermuinderlsich bleibt dabei, daß die deut-

schen Eltern für die nach dem behördlichenGutachitendochan-

scheinend schon recht baufällige Bude sahe-lich etwa 1000 Zslotis
Miete aus-bringen mußte-n Jni Falle Broniewo haben
22 deutsche Kinder ihre Schulseverloren Schließ-
liikh mische auch die »von mehr als 60 deutsch-en
Kindern besuchte deutsche Schulklafise in

G r o ß - B ö s e n d o r f , Kreis Thora,
.

von der polnischen

Schulbehörde ges chlossss en. Die deutschen Kinder wurden

auf die polnisch e n Klassen der dortigen staatlichen Schule
verteilt. Rechnet mian die im Monat September bereits ge-

sperrten dseutschen Schule-n und Schuclklassenhinzu, »sokommt

man zu dein Ergebnis, daß das Deutsschtum in Po-
sen-Po-mmerellen mit dem Beginn des neuen

Schuljahres wiederum sechs Unterrich-tsbe-
triebe, die zuletzt von etwa 200 Kindern be-

sucht wurden, eingebüßt hat. Das »ABE aber

llkrhreibt
Polen habe »auf die Pownsisierunsg des Schulwesens--

ieiner We t- ebiete verzi- et«. s

.

«

Z. Aifnglitund 15.cgtktoberfand in Ksrakau di e 15.»Ja h-
restagung des Berbandes der Schslesisschen
A u f st ä n d i s ch e n statt. Bei dieser Gelegenhektsprachauch
der Karls-winz- Wojekpoae Grpzy n i k,-1:»Wenn ich nach
neun Jahren der Mntssühirung in Schlesieinim Geiste zurück-
ifchaue und die Gesamtheit- aller

EreisVijissebetrachte, so stelle
ich mit Genugtuung fest, daß das· rogramm, das· ich
in mein-er ersten Kattowitzer Rede im Jahre x926 umrissen
habe, mit voller Konsequenz ausgesuhlrt worden

sst»« Das ngimmn das Grazynski damals verkündete,war

die refuon Enweutfchung der ostoberischlesischenJnduftrie Daß
dieses Programm auch heute noch seine volle Gültigkeithat,
ist aus der Krakauer Tagusng noch einmal in einer der Ent-

schließungen festgestellt worden, die sichmit den A usf g a ben

kund Zielen des Aufständischenverbandes be-

sassen: die vierte Entschließung hat folgend-enbezeichnendenWort-
laut: ,,Sch-lesienmacht gemeinsam mit der Republik Polen eine

außergervähnliche Krise durch. Jn unserer Provinz befindet sich
die Schlüsselstellung der polnischen Industrie, die von höchster
Bedeutung für die Verteidigung des Gesamt-staates ist. Jndem
wir an die vorangegangenen Entschließungen in- dieser Frage
anknüpfen fordern wir einerseits für unsere Arbeitsstätte-n
sorgsamste Fürsorge, andererseits aber ko nise q u en te

Durchführung der Nationalifierung des Ka-

pitals in Schlesien und Polonisierung seines
V e r wa l t u n g s a p p a rate s.·· Das »ABE« aber schreibt,
Polen habe «an die Nationalisierung der Schwerindusstrie
dieses Gebietes verzichtet«.

«

-

;

.. 4. Jn letzter Zeit werden irr-allen größeren ostoberschlee
fischen Industrieunternehmungen ,-,Ve r e in e d e r p o l n si i

sehe-n Beamten« ins Leben gerufen Der § 3 Abs. b der

Satzungen dieser Vereine besagt, daß nur der Mitglied wer-

den darf, der auf dem Ausfnahmeformulardurch eig-en.-händige
Unterschrift die Versicherung abgibt, daß er k e n e r. fta a t s -

feind-Eichen oder deutschen Organisation an-

g ehört. Jsm § 4 Abs. d wird es als die Pflicht jedes Mit-

gliedes bezeichnet, sei-ne K i n de r u n d S ch u tz b e f o h l·e -

nen in polnische Schulen zu schicken und bei Be-

kanntesn und Ver-wandten in dieser Richtung aufklärend zu
wirken. Jan § 4 Abs. e wird es als selbstverständlichePflicht
jedes Mitglied-es bezeichnet, daß es kein e d e u ts the n

Gottesdienste besucht und sich aus-schließlich
der polniischen Sprache bedient. Schließlich wsird

durch § 4 Ab-s.f jedes Mitglied verpflichtet, ke i n e i n de u t -

scher Sprache her-ausgegebenen Zeitschriften
"-u a boninieren Die Praxis sieht so aus: Wer von-den

Beamtenund Angestellten der ostoberschlesischsesnIndustrie sich
weigert, dem in seinem Unternehmen bestehen-den »Berein der

polnixschenBeamten« beizutreten, läuft Gefahr, wegen staats-
ieindlicher Gesinnung entlassen zu werden; denn im § 3

bs. b wird ausdrücklich staatsfeindliche Gesinnung und Zu-
gehörigkeit zu einer deutschen Organisation auf eine Stufe
gestellt... Wer aber, umseineStellunsg nicht zu verlieren, eine-m

»Bei-ein der politischen Beamten« beitritt, muß sich verpflichtenk
sei-neKinder in polnische Schulen zu schicken,gegen das Deutsch-
tum zu agitieren und sich in jeder hinsichit als psolnisscherEhausj
vinist zu gebärden. Es heißt also: W e rd e p o l n isch od er

ve rr e ck’ ! Das «ABE-«. aber schreibt in. dem eingangs er-

wähnten Artikel: »Die Deutschen in Polen genießen in

wirtschaftlicher hinsicht ganz dieselbe Behandlung wie die

übrigen Staat-sbürger, und sie befinden sich, da sie noch durch
ihre eigenen Organisationen unterstütztwerden, gegen-über den

Polen in einer besseren Lage«
5. Als Beispiel dafür, wie sich die systematische

Entdeutschungdereinzelnen Industrieunter-
n e hin u n g e n im Reiche Grazynskis vollzieht, sei die Mich-al-
kowitzer M axg ru be erwähnt. Dort wurde mit der «Rse-or-
ganisierung« im Jahre 1933 begonnen. Jm Laufe der Zeit
wurde-n mit der Begründung,daß gespart werde-n müsse,
sämtliche deutschen Beamte-n bis auf zwei, einen

Werkmeister und den Leiter des R-echnu-n-gsbiiros, von der
Grube entlassen Zum Teil wurde-n sie zunächst in einem
anderen Betrieb antergebracht, von desm sie dann nach einiger
Zeit endgültig auf die Straße geworfen wurden. Vor kurzem
wurde nun auch den letzten beide-n deutschen
Beamte-n der Grube gekündigt. An die Stelle der
Entlassenen sind durchweg poln i s ch e Kräfte getreten, die

großenteils erst aus ander-en Gebietssteislen herbei-geholt wer-

den mußten. Auch mehrere deutsche Arbeiter der
Maxgrube wurden auf Betreiben eines Aufstäsndischenhäupts

tin-ge kürzlichaus ihrer Arbeitsstelle oerdriingtss
mit der Begründung sie hättenvon einem verstoran Arbeitss-
tameraiden am Grab mit dem deutschen Gruße Abschied ges
nommen und-damit ihre ftasastsfeindilicheGesinnung bemiefetn
Das »ABE««aber beschwert-sich;-überdies gute Behsawdlrmgdek
Deutschen in- Pole-n . . .

Ostcand- Chronik
»Wart- Niemiec«

Unter diesem Titel (,,D e u t s ch l a n d s F ü h r e r«) ist
ietzt die erste Biographsie des Führers in pol-
U i sfch e k S p r a ch e erschienen Das mehrere hundert Seiten

umfassende, gut ausgestattete Werk von h e inz A. he i nz,
das bereits in en glischer Sprache eine beträchtlicheAuf-
bage erlebt hat, ist von J. Ja n ie w i cz- Warschau ins Pol-
kache übersetztworden. Es ist im Verlag A. Dittniann-Brom-
sberg erschienen.

Ein Denunzicnt wurde erschaffen
Jin Sah-re 1907 wusnde der damalige Kampfgruppensfsührer

der Polnisschen SozialistifichenPartei, M o n t will- Mi -

re c k i, von der russischen Polizei verhaftet und bald darauf
hingerichtet Der Mann, der ihn bei der Gendarmerie denn-n-

zievt hatte, hieß Sas- hure wicz. Dieser ging später ins
innere Rußland, hielt sich dort auch nach dem Kriege noch
einig-e Zeit verborgen, kam dann aber nach Polen zurück und

erhielt sogar eine Stellung bei der Warschauer Eisenbahn-
direktion Dort ward-e er im Jahre 1933 von alten Kameraden
Montwill-Mireckis als ehemaliger Spitze-l erkannt. Er wurde

entlassen Ein Verfahren konnte wegen Verjährungge- n ihn
nicht mehr durchgeführtwerden. Jetzt hat ihn, nach 28 ahnen-
das Schicksal ereilt, das früher oder später ein-mal allen Ber-
Trsätern beschieden ist: Jn Zy rsa rdo w wu rde e r a uf
offener Straße erschossen Zufall oder Absicht: Die
Straße, auf der das geschah, trägt den Namen Mantwill-
Misreckis. Die Täter sind unerkannt entkommen

Ein kommuniftifcher Heizer verurieilt
Jn Zusammenarbeit mit den deutschen und den Dan-

ziger Behörden ist es vor kurzem der polnischen Polizei ge-
lungen, den Organisatvr der Kommunistis en

Partei Polens
unsschiäsdliclizumachen. Der Sude l-

red Lampe wurde vom olitbüro im Jahre 1933 nach
len geschickt, am dort die Partei, dsie nicht recht vorwärts

kommenkonnte, neu aufzurichten Lampe hatte sich schon seit
1920 jahrelang in Polen als kommuniftischer hetzesr betätigt-
hattedort auch schoneinmal ein Jahr lang im Gefängnis ge-

sessen,ohne daß die polnisschePolizei freilich ahnte, w e r da
von ihr geschnappt worden war. Jetzt wurde der Jude Lampe
zu 15 Jahre-n Zsu ch-t-ha.us.verurteilt, und zwar auf
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Grund des Art. 98 des poliiisschenStrafgesetzbuches, der »Ver-
bindsungen mit internationalen Organisationen oder mit Per-
sonen, die ism anteresse eines fremden Stsaates tätig sind, mit
dem Zielspeisnes gewaltsamen Umsturzes der Staatsordnung«
unter Strafe stellt. Es istdas erstemal, daß dieser Artikel des

Strafgesetzbuches zur Anwendung gekommen ist.

Ermäßigke Pässe — aber nur für den Luflverkehr
«

Auf Grund des deutsch-polnischen Touristenabkvmmens shat
die polnische Regierung beschlossen, ein Ko ntinge nt von

ermäßigten Auslandspässsen für den Luft-
verkehr nach Deutschland auszugeben Es ist dar-an

gedacht, Flugausflüge von Warsrhau nach Berliin msit einem

dreitägigen Aufenthalt in der Reichshauptstadt zu.veranstsal-
ten. Diese Neuerung im deutsch-Wünschen Touristeinverkehr
soll bereits iim November eingeführt werden. Als eine Lösung
der leidsigen Paßfragen kann man das schwerlich bezeichnen.

Auflöfun der Danziger candespolizei
Jm uge der Sparsaktion des Danziger Senats wird mit

Wirkung vom 30. November 1935 die Danziger Lan-

despokizei aufgelöst Ein Teil der freiwerdeniden
Mannschaften wird in die Schutzpolizei übernom-

men, dem Rest wird nach Maßgabe der geltenden Bestim-
mungesn das Dienstverhältnis g e k ii n d ig ts.

Ein Keichsdeiitscher aus Polen ausgewiesen
Das Warschsauer Jnneiiministerium hat, eisner Nachricht

des ,,Dziennik Bydgoski« zufolge, trotz der Jntervention der

deutschen Konsularvertretung d e m Dir e k to r d e r Z u rk e r-

·fabrik in Melno, dem Reichsdeutschen
Sch ra effel, die Verlängerung der asm 22. Oktober abge-
laufenen Aufenthaltsgsenehmigung verweigert.
Schraefsel ist damit aus Polen a u s g e w i e s e n. Als Grund
gibt das genannte Blatt die ,,polesnfeinsdlichehaltung« Schwef-
fels -ain. Woriin diese bestanden haben soll, wird natürlich
nicht mitgeteilt. Verinutlich wüßte das Blatt selber nicht, was

es aus eine dahin gehend-e Frage antworten sollte.

Anerkennung für treue Dienste
Fiir die sprichwörtliche Liebenswurdigkeit, mit der in

Polen die nationalen Minderheite·- behandelt werden, ein

Beispiel ans der K ö n i g s h ii t t e. Dort ließ der Betriebs-

inspektor einen deutschen Aufseher, der aus dem Turnus-
urlaub zu seiner Arbeitsstelle zurückkehrte, zu sich kommen

und erklärte ihm, er könne wohl weiterbeschäftigt werden,
aber nur als einfacher Arbeiter; man könne über

den Fall aber noch reden, wenn er, der Aufseher, sein en

Sohn aus der deutschen Schule heraus-
n eh m en und in eine polnische Schule schicken wolle. Der

Deutsche, dem der polnische Betriebsinspektor diesen Vor-

schlag zu machen wagte, ist-fett 43 Jahren in der Friedens-
hiitte beschäftigt, seit 24 Jahren als« Aufseher; er hat in

diesem Werk mehrere schwere Unfälle erlitten: im Jahre
1930 hat er vom damaligen handelsminister Kwiatkowski
eine Ehrenurkunde und Gedenkmiinzeerhaltenzl zwei seiner
Söhne dienen zur Zeit im polnischen heer.

Ergänzung des deutsch-polnischen Sozialabkouiiuens
Am 1. September 1933 trat das deutsch-polnische Sozial-

versicherungsabkommeii in Kraft, das die B e ha n d l un g
der beiderseitigen Staatsangehörigen in

Kranken-, Unfall-, Invaliden-, Angestell-
ten- und Knappschaftsversicherung regelt. Jm
Laufe der Zeit haben sich nun verschiedene Abänderungen
und Ergänzungen des Abkonnnens als notwendig erwiesen
Jm Mai d. J. fanden daher zwischen den zuständigen deutschen
und polnisschen Ministerien Besprechungen statt, iin denen
die Bestimmungen des Abkommens aus den erforderlichen
Stand gebracht wurden. Die Aenderun gen und Er-

gänzungen sind nunmehr, rückwirkend vom

I· Juli d. J., in Kraft gesetzt worden.

Wegen Beleidigung des Führers verurleill
Der verantwortliche Schriftleiter der ,,P010nia«, des

Kattowitzer Korsanty-Vlattes, Pustelnik, wurde wegen
Beleidigung des deutschen Staatsoberhauptes zu ein em

Monat Gefängnis ohne Bewährungsfrist
ver ur t eilt. — Wegen desselben Vergehens saß kürzlich
auch wieder einmal der berüchtigteEmigrantenliterat Arthur
T r u n ck h a r d t, der Schriftleiter der klerikalen ,,Katho.-
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lischen Volkszeitung« in Rybnik, auf der Anklagebank. Er
wurde wegen besonders übler hetzereien gegen den Führer
zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt. Gegen das Urteil
hat sowohl der Staatsanwalt wie der vor Gericht sehr dreist
austreten-de hetzer Einspruch erhoben. —- D qn z ig
wurde der verantwortliche Schriftleiter V e r m a n n der
jüdischen Wochenschrift »Das Danziger Echo« wegen eines

Artikels, der grobe Beleidigungen des Führers enthielt,
v e r h a fte t. Der Gründer dieses Blattes, der Jude
Le w i) , war bereits vor längerer Zeit aus Danzig aus-

gewiese n worden. Es ist bezeichnend für das Bestreben
der Polen, sich in Danziger Angelegenheiten zu mischen, daß
sich der diplomatische Vertreter Polens, wie

»Der Danziger Vorposten« berichtet, fü r d en jü d i s ch en

Schmiersinken Bermann, weil dieser polnischer
Staatsangehöriger ist, bei den Danziger
A m t s st e l l e n v e r w an d t hat, um dessen haftentlafsung
zu erreichen!

Ehrengabe für Dr. Goebbels
Der polnische Botschafter Lips ki stattete am 25. Ok-

tober in Begleitung des polnischen Professors Treter,
der die polnischen Kunstausstsellungen in Berlin, München
usw. organisiert hat, dem Reichsminister Dr. Goeb b els
einen Besuch ab. Er überreichte Dr· Goebbels als Ausdruck
des Dankes für die Unterstützung, die dieser den polnischeii
Ausstellungen zuteil werden ließ, eine Ehrengabe in Form
einer Prachtausgabe über die Werke des

polnischen Malers Wyspianski.

Eine sonderbare Begründung .

.

Ein Bialystoker Kino hatte im Jahre 1933 mit
der U sa ein-en Vertrag über die Ausführung eines Films ab-

geschlossen und »als Anzahlung eiinen Wechsel über 400 Zloty
gegeben. Später weigerte sich das Kinn, den Wechsel einzu-
lösen· Begründung: Der W e st m a r k e n v e r e i n habe den

Boykott deutscher Filme verkündet und damit die Ausführung
des betreffenden Bildstreifens verhindert. Als nach einiger
Zeit die Aktion des Westmsarkenoereisns obige-blasen wurde,
weigerte sich das Kino trotzdem, die Schiin zu begleichsem
Begründung: Die Jud en hätten dein Bsoykott deutscher Filme
erklärt. Es kam zum P rozeßz das Gericht le!;!nte die Be-

weisführung der Ufa ab. Begründung: Boykoit sei hö-
here Gewalt. Dem Krakauer ,,K.ii·rjer«,der diese Mel-

dung brachte, scheint gar nicht aufgefallen zu sein«daß diese
gerichtliche Ohnmachtserklärung gegenüber
einer jüdischen Aktion geeignet ist, Zweifel
an der Eharaskterstärkegewisser polnischer Kreise zu werten.

Polnisches Militärflugzeiig abgeslürzt
Am 22. Oktober, um 2.1.15 Uhr, ist ein polnisches

M il i t ä r f l u g Be
u g des Fliegerregiments 3 Posen mit

zwei polnischen ffizieren b ei S ch r i e g w i tz (K r e i s

N e u m a r k) a b g e st ü r zt und völlig zertrümmert
worden« Die Offiziere retteten sich mit dem Fallschirm und
blieben unverletzt Das Flugzeug war in Posen zu einem

Nachtübungsflug gestartet und hat«-tebei Ostrowo die Orien-

tierung verloren. Die Jnsassen verließen das Flugzeug, als
der Brennstoff zu Ende war und sie in der Finsternis kein

geeignetes Gelände fanden, mit dem Fallschirm.
Ein Danziger Polenführer gestorben

Am 21. Oktober starb in Danzig im Alter von 78 Jahren
der erste und älteste Führer des vDan iger
Polentums,. Josef Ezyzewski. Seit 51 hren
stand Ezyzewski im öffentlichen Leben· Er gehörte zu den
Gründern der polnischen Volksvereine, Gewerkschaften und
Sokols in Danzig. Vor 45 Jahren rief er die erste polnische
Zeitung in Danzig, die ,,(;azeta G(1anska«,ins Leben, die bis
vor einigen Jahren bestand. (Das heute unter diesem
Namen erscheinende Blatt wird in Thorn als Kopfblatt des

,,Dzien Pomorski« herausgegeben, beschäftigt sich zwar viel
mit Danziger Fragen, ist aber nicht als Danziger Blatt zu
bezeichnen.) Während der letzten Jahre geriet Ezyzewski in

einen immer schärfer werdenden Gege nsatz z·u den
neuen Führern der Danziger Polen, mit deren

politischen Anschauungen er sich nicht einverstanden zu
erklären vermochte. Die heftigen Angriffe, die von dieser
Seite gegen ihn gerichtet wurden, veranlaßtenihn kurz vor

seinem Tode dazu, seine Ehrenämter in den polnischen Or-

ganisationen der Freien Stadt Danzig niederzulegen



Ein OberschlesiensTeppich
In der ständigen Ausstellung

die die N S - K u l tur-

g em e i n d e in ihrem hause in erlin veranstaltete, wurde

kürzlich ein eigenartiges Meisterstückder N y m p h e U -

burger Gobelinweberei gezeigt. Im Vorraum der

Ausstellung war ein neun Meter breiter und vier Meter

hoher Wandteppich ausgestellt, der eine in Go-

belinarbeit ausgeführte Landkarte von

D b e r s ch l e s i e n zeigt. Auf silbrigem Grunde ist in zarten
Tönen das Landschaftsbild von

Oberschlezienvielfarbig dar-

gestellt. Die Zusammenstellung der arben bot große
Schwierigkeiten und konnte nsur durch besonderesEinfarben
des Webmaterials erreicht werden. Für die til-getrennten
Gebiete sind etwas tiefere Töne gewählt, Den seitlichen
Abschluß bilden die Wappen der oberschlesischenKreisstadte.
Ein halbes Iahr lang hat man an diesem Kunstwerk ge-

arbeitet; 14 000 Arbeitsstunsden sind erforderlich gewesen.
Der Gobelin ist in drei Teilen hergestellt und dann zu-

sammengesetzt worden. Entworfen ·wurde er von dem
Breslauer Kunstmaler Peter Kowalski·.·Er ist bestimmt fur
den Sitzungssaal des Regierungsgebaudes in Oppeln und

wird iin seiner Farbenpracht erst dort zur vollen Geltung

kommen.
14 Jahre hattet-Institut in Riga

R d h dDie war-e deuit hochschwle in i-g«u,s us ex, er-
Jkistsitups,konnte åkfeeine 14jährisgeerfolgreiche Fatisgikeit
wkz Lehr- und Forschungsanstsaltin Lettlsandzusruckblicken.
Aus kleinsten Anfängen hat sich dieses Institut zu einem

Mittelpunkt des deutschen kult«urellein«Le-
bens in Lettland entwickelt. In den letzten zwei Se-

mestern wurde das herber-Institut von zusammen-MSStu-

denten und 219 freien hörern besucht. Am Institut sind
neben 32 ideutsch-ba-l-tsischeniLehsrkräftenlettläindischerStaats-

angsehörisgskeit»auchneu-n reichsdeutsche Professoren tätig-

pleite der jiidischeii Teiegraphenagentur
Die jüdische Telegraphenagentur wollte,

nach alter jüdischerArt, für die Sache der Inden prominente
Vertreter des Gastvolkes einspannen. Zu diesem Zwecke
veranstaltete sie eine Rundfrage, in der sie zu einer Stellung-
nahme zu den Nürnberger Gesetzen auffooderte.
Statt der erhofften Antworten erhielt sie Absagen. Der

gühereMinisterpräsident
Bartel teilte z. V. in einem

rief an die Agentur mit, daß er sich zu politischen Fragen
öffentlich überhaupt nicht äußere, da er sich »aus dem

politischen Leben zurückgezogenhabe«. Der Präsident der

polnischen Akademie der Wissenschaft, Stanislaw W r o -

b l ew s k i, antwortete noch kürzer, daß er die Wünsche der

jüdischen Agentur nicht erfüllen könnte. Ebenso sagte Prof.
Tw ard owski von der Universität Warsch«ii glatt ab.

Vemerkenswert ist, daß es sich bei den genannten Persönlich-
keiten keineswegs um Freunde Deutschlands handelt. Worauf
die füdischeAgentur sich vermutlich an heinrich und Thomas
Mann wenden wird.

Deutsche äonfumgenossenschaftunter politischer Leitung
Die Vereinigte Königs- und Laurahütte

unterhielt vor Iahren für ihre Angestellten einen Konsum-
verein, der 1924 wegen zu hoher Belastung der Gesellschaft
liquidiert werden mußte. Nach längeren Verhandlungen
gelang es damals einigen Angestellten, den Konsum-
v er ein in eigener Regie weiterzu ühren. Unter sach-
kundiger Leitung entwickelte sich der erein zu einem an-

sehnlichen Unternehmen. Es wurden mehrere Filialen er-

öffnet und einige Grundstücke erworben; eine eigene
Väckerei wurde errichtet und eine eigene Sparkasse ins

Leben gerufen. Politik hat es bis vor kurzem im Angestell-
tenkonsum, dessen Mitglieder zu etwa 80 oh. Angehörige
der deutschen Volksgruppe sind, nicht gegeben. Es blieb erst
einer kleinen Grupklelandfremder Elemente

vor-behalten, auch hier nruhe und Zwietracht zu stiften
und zu ernten, wo sie-nicht gesät haben. Sie haben ihr

Zielerreicht: In ihrer band liegt heute die Leitung der

onsumgenossenschaft, unter deren Mitgliedern sie nur eine

,verschwindende Minderheit bilden, der sie erst seit kurzem
angehören, für die sie nichts geleistet haben, und in die sie
zum Teil noch ni t einmal ihre Genossenschaftsanteile voll

eingezahlt haben. n einer Generalversammlung,
die am 29. September stattfand, sahen sich nämlich unter

dein Druck dieser rabiaten hetzer, die sich zu ihrer Unter-

stützung einen haufen von Nichtmitgliedern zur Versamm-
lung mitgebracht hatten, mehrere deutsche Vor-

stands-« und Aufsichtsratsniitglieder zum

Rücktritt gezwungen. Daß dieser Wechsel
in der Leitun unter Bruch der Statuten

erfolgt ist, sgieltim mtsbereich des Wojewoden Grazynski
keine «Rolle.n der Versammlung voll-führtedie polnische Min-

derheit,die z.T. in der Uniform des Aufstärrdischenverbaiides
erschienen war, einen ohrenbetäubenden Lärm, als wieder
—- wie seit elf Iahren — in deutscher und polnischer
Sprache verhandelt werden sollte.

«

Der Riß an der Olia
Die polnisch-tschechischenBeziehungen haben sich in

letzter Zeitungewöhnlichverschär
t. Die tiefere Ur-

sache es Gegensatzes zwischen arschau und Prag liegt
offenbar darin, daß die Teschener Frage sur Polen
nicht nur eine Angelegenheit der im Mahrisch-Ostrauer
Gebiet lebenden polnischen Volksgruppe, sondern·letzten

tEndes eine territoriale Revisionsfrage ist, Der

Riß an der Olsa klafft wieder auf. Unoerkennbar ist, daß
Jdas
polnisclÆtschechischeVerhältnis im Schatten des

Prager ündnisses mit der Sowietunion
steht, daß also die polenfeindliche Politik der Prager Re-

ierun in den größeren Rahmen des bolschewistischen
orsto es na Mitteleuropa gehört. Diese Zusammenhänge

und hintergründe werden von polnischer Seite bisher nicht
immer mit der wünschenswerten Klarheit erkannt. Die

BilistischenUebungen, in denen sich die polnische
resse in ihren Verichten über das Schicksal der Mährisch-

Ostrauer Polen ergeht, und die genormten P r o t est e , mit
denen gewisse polnische Organisationen auf den Gegner
Eindruck zn machen versuchen, werden der politischen Ve-

deutimg des Konfliktes mit Prag nicht gerecht.. Auch daß es

die für die öffentlicheMeinungsbildung in Polen verant-

wortlicheii Faktoren im allgemeinen vermeiden, über den

"tschechischenVernichtungskrieg gegen die drei-

einhalb Millionen Sudetendeutschen zu
sprechen, demgegeniiber die Drangsaiierung der einigen
zehntausend Polen doch nur ein Kinderspiel it, zeugt von

Znemmangelhaften Verständnis volks- und au enpolitischer
vagen.

genMitte Oktober wurde d e m p o l n i s

Die polnisch-tsche ischen Auseinandersetzungen. die sich·
bisher in der hauptache in Zeitungsartikeln, Versamm-

lungsreden und Straßendemonstrationen abspielten, sind
jetzt auch auf a ußen p olitisch e s Gebiet übergesprun-

ch e n G e n e r a l -

onsulsin Mährisch-Ostrau, Alexander Klotz,
von der Prager Regierung das

Eäequaturentzogen. Auch schon sein Vorgänger, eon Mal-.

h o m m e , mußte unter ähnlich-enUmständen diesen Posten
verlassen. Damals aber war die Zurückziehun noch auf-
Ersuchen der Prager Regierungdurch die WarschauerRe-

gierung selber erfolgt. iesmal dagegen wurde die Ent-

ziehnng der Amtsbefugnis von tschechischer Seite ohne jede
vorherige Verständigung der Warschauer Regierung ver-

fügt. Die «Polska Zbrojna« bemerkte hierzu u. a.: »Daß
zwei Generalkonsuln im Laufe weniger Monate den gleichen
diplomatischen Posten

unter den unerquicklichsten Umstän-
den verlassen müsen, ist ein Vorfall, den die Ge-

schichte der Nachkriegsdiplomatie nicht
kennt. Die TatsaBeidaß

es sich nicht um zwei exotische-
sondern um zwei in itteleuropa gelegene Staaten handelt-
die unter derartigen Vegleitumständen miteinander ver-

kehren, kennzeichnet schlaglichtartig das polnis -tschechische
Verhältnis und die Bedeutung, die die em Fall
für die gesamten europiiischen Beziehungen
z u k o m m t.«

Von ts echischer Seite wird das Vorgehen gegen die

politischen eneralkonsuln in Mähkisch-Ostkall damit be-

gründet, daß diese sich in ungebührlicher und die Sicher-
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heit des tschechischenStaates gefährdender Weise in die

Angelegenheiten der tschechischen Staats-

bürger polnischer Nationalität eingemischt
hätten. Von Klotz wird z. B. behauptet, er hätte gelegent-
lich einer Gedenkfeier am Grabe der bei Teschen ab-

gestürzten polnischen Flieger Zwirko und Wirgura der

Tschechei die polnische Rache und die Los-.

reißung des Teschener Gebietes angekün-
digt. Demgegenüber wird in einer Verlautbarung des

"Warschauer Außenministeriums darauf verwiesen, daß
zwischen Polen und der Tschechei sseit 10 Jahren ein Ab-
kosmmen besteht, isn dem sich die beiden Staaten den

Schutz der beiderseitigen Bolksgruppen zugesagt haben, und

daß es zu den Amtspflichten des polnischen
·

General-

konsuls in Mährisch-Ostrau gehöre, über die Durchführung
dieses Abkommens zu wachen und sich über die Lage der

Polen im Teschener Gebiet zu unterrichten. (Jn dem Ab-
kommen vom 23. April 1925, das hier gemeint ist, ist zwar
von einer Gemischten Kommission unsd einem Schiedsgericht,
nicht aber von einer Aufsichtsbefugnis des polnischen
Generalkonsusls in Mährisch-Ostriasudie Rede.)

Die polnsische Regierung hat, als Antwort auf das

stschechischeVorgehen, am 18. Oktober z w e i e n v o n d e n

in Polen tätigen tschechischen Konsuln, und

zwar den Konsuln in Krakau und Posen, d i e A u s ü b u n g
ihrer Amtstätigkeit mit sofortiger Wir-
ku n g v e r b o te n. Sie hat dabei betont, daß sie gegen
die betreffenden Konsuln selbst keine Vorwürfe erhebe, daß
es sich vielmehr um eine Vergeltungsmaßnahme
handle. Das polnische Generalkonsulat in Mährisch-Ostrau
wird, ebenso wie die beiden tschechischen Konsulate in Posen
und Krakau, bis zur Beilegung des Konflikt-es unbesetzt
bleiben. Da die Prager Regierung auf die polnische Ver-

geltungsmaßnahme nicht in der von Warschau anscheinend
erwarteten Weise geantwortet hat, ging die polnische Re-

gierung am 23. Oktober noch einen Schritt weiter: Sie

beschloß, ihren Prager Gesandten Grzybowski
abzuberufen und den Posten vorerst un-

b es etzt zu lasse n. Formell wurde die Abberufung mit
der Ernennung Grzybowskis zum Unterstaatssekretär beim

Ministerpräsidenten begründet. Praktisch aber handelt es sich
um eine weitere Demonstration gegen Prag. Da auch d e. r

tschechische Gesandtenposten in Warschau

bereits seit Monaten unbesetzt ist, sind die
beiden Regierungen zur Zeit nur durch Geschäftsträger bei
einander vertreten. Dieser Zustand streift hart
an die Grenze des Abbruchs der diplo-
mattschen Beziehungen· Die bolschewistischen
Manieren der Prager Regierung haben Warschau zu der

Ueberzeugung gebracht, daß es unter den gegenwärtigen
Verhältnissen eine Möglichkeit der Aufrechterhaltung enger
nachsbarlicher Beziehung-en zum tschechischen Staat nicht mehr
gibt. Es ist freilich fraglich, ob diese Maßnahme, die eine

Demonstration der Mißachtung sein soll, gegen-
über einer Regierung zum Erfolg führen wird, deren

Außenminister sich in der Rolle eines bolschewistischen Zu-
hältsers anscheinend recht wohl fühl-t-

Daß sich die Prager Regierung schließlichbereit erklärt
hat, den Konflikt einem internationalen Schieds-
g e r ich t s v e r f a h r e n zu unter-breiten, ksann durchaus
nicht als ein Beweis ihrer Verständigungsbereitschaft gelten.
Dieses scheinheilige Anerbieten ist im Gegenteil
ein Versuch der Prager Regierung, sich der

Verantwortung zu entziehen. Denn erstens
würde sich ein derartiges Verfahren vermutlich geraume
Zeit hinziehen und der Prager Regierung noch reichlich Ge-
legenheit geben, ihre Unterdrückungspolitik gegenüber den
Polen des Mährisch-Ostrau-er Gebietes fortzuführen. Und
dann kann die Prager Regierung auch sicher sein, daß ein
solches Verfahren zu ihren Gunsten ausgehen würde, —

nicht etwa, weil sie wirklich im Recht ist, sondern weil sie im

Schiedsgericht allerWahrscheinlichkeitnach
die stärkere Partei sein würde. Sie hat in dem

Konflikt mit Polen nicht nur die B o l s ch e w i k e n
, sondern

auch Frankreich und Rumänien auf ihrer Seite.
Ein Schiedsgerichtsverfahren wäre für sie ein ungefährliches
Experiment- Es ist unter diesen Umständen verständlich, daß
die polnische Regieran wenig Lust verspürt, sich dem Urteil
einer Jnstanz zu unterwerfen, die höchst—wahrscheinlich von

vornherein partieiisch gegen Polen eingestckllt ist. Es handelt
sich hier nicht um einen Minderheitenkonflikt, sondern um

eine a u ß e n p o l i t i s ch e Auseinandersetzung. Der Punkt-
an dem die Warschauer Regierung in dieser Auseinander-

setzung in einer für den tschechischen Gegner höchst unange-

izehmenWeise einsetzen kann, ist d i e slo w a k i s ch e

rage

Das Straßenwesen in Polen
Jn War-schau fand im September sei-ne große St r a ß e n -

b-au-Ausste-lilun«g statt. Deren Trägerin war die pol-
nische Straßenbainereinisgunsg (Liga Drogowa). Zweck der

Ausstelluing war, fiür den Ausbau des Straßennetzes
und die Mo torisierung in Polen zsu werben.
Die Rützlichkesit einer solchen Werbunig, die sich
vor allem die Liga Drogowa zum Ziel gesetzt hat, läßt
sichnicht bestreiten. Denn das polnische Straßen-wesen be-.

findet sich zur Zeit noch in einem gerader beklagiensrverten
Zustand. Ganz abgesehen davon, daß ·es in weiten Landes-
teilen Mittel- und Ostpolens noch nahezu völlig an einiger-
maßen brauchbaren Straßen fehlt, entsprechen auch die vor-

handenen hauptstraßen erst zum Teil den Anforderungen des
modernen Verkehrs. Bisher sind in Polen seit lder Wieder-
aufrichtung des Staates nur in verhältnismäßig
geringem Maße neue Straßen angelegt wor-

den. Die zur Verfügung stehenden Mittel reichten, vor allem
während der ersten Jahre, nicht einmal aus, um das durch
den Krieg stark in Mitleid-enschasft gezogene Strsaßennetz
Mittel-, Ost- und Süd-volens wieder instandzusetzen. Auch
wahrend der ersten Jahr-e des Pilsudskiregimes wurde dem
Ausbau des Straßennetzes nur swenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Die vorhandenenMittel wurden allzu stark für die

Zweckeder milstartschen Rüstung, des Bau-es verschiedener
Eifenibahnstrecken und namentlich des Gdingener hafenbaus
in Anspruch genommen.

B i s z u m Ja h r e 1931 wurden Bau und Unterhaltung
der unter staatlicher Aufsicht stehend-en Straßen aus Mit-
teln des Staatshaushaltesfinanziert.1931 wurde
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dann «de·r,,S t r aß e nfo nd s« geschaffen, der durch eine
K r a f tIf a shr ze u g st e u e r gespeist wird. Die hoffnungem
die man auf diesen Fonds gesetzt hatte, erfüllten sischnicht. Die
geringe Zahl der in Polen vorhandenen Kraft-fa·hrze.u-gewar

nicht imstande, Steuern in der erforderlichen Höhe aufzu-
bringen. Jm Gegenteil: Die Steuer stellte sich als ein ge-
eignetes Mittel heraus, ldsie ohnehin recht schwächlsicheMsotoris

sierung Polens noch mehr zu erschweren. Jn den haushalts-
jahren 1931X32 bis 1934X35 flossen insgesamt nur etwa 50 Mill-

Zloty in diesen Fonds. Das reichte kaum für die notwendig-
sten Unterhaltsungsarbeiten, geschweige denn für Reubaiuten
aus. Eine stärkere Belebung machte sich ism

polnischenStraßenbauerst mit dem Jahre 1934
b e m e r k b a r. Nach den Angaben, die Alexander K o b y -

lin s ki in heft 17 der Zeitschrift »Die Straße« macht, betrug
die Dichte des befestigten Straßennetzes in

Polen je 100 Geviertkilosmeter im Jahre 1920 11 km, im

Jahre 1935 15 km. Von den 68 650 km Staats-, Wojewoid-
schsafts-und Kreisstraßen haben 30 v. h. (20 550 km) noch keine

feste Decke; von den 270 000 km Gemeindestriaßenhaben nur

4 v. h. (10 470 km) bisher eine feste Decke. V o n d e n etwa
58500 km befestigten Straßen sind nur 3 bis
4 oh. mit einer neuzeitlichen Decke versehen.
Jn ganz Polen gibt es demnach etwa 1600 km Straßen, die
man etwa in Deutschland als modernen Verkehrsverhält-
nissen entsprechend ansehen würde.

Ende des Jahres 1934 stellte das polnische Verkehrsmini-
sterium einSechsjahresprogrammfür sdenStra-

ß enba u auf. Nach diesem Programm sollen von 1935 bis



1940 neuzeitliche Straßendecken aus Pflaster,-
Klinkern, Beton· Asphalt usw. in einer Gefaiintlange von rd,
4750 km auf den schon bestehenden hauptstrsßellzüigellJOSE-
legt werden; ferner sollen Straßen minsderen Grades in einer
esamtlänge von rd. 1100 km vor allem in den Ost-wofe-
deschaften durch Aufbringen einer neuzeitlichen Decke
in hauptverkehrsftraßenumgebaut werden; zahlreiche
Brücken im Zuge der Staatsstraßen sollen neu bzw. um-
gebaut werden; für den Bau und die UnterhaLtunsg der«fur
das Wirtschaftsleben und die Touristik besonders wichtigen
Wojewodschafts-, Kreis- und Gemeindestraßen sollen staat-
liche Zus chüss e gegeben werden. Aus dem Sechsjahres-

plan sind die dringlichsten Arbeiten herausgenommen und zu

einem Z w e i j a h r e s pl a n zusammengestellt worden. Nach
diesem Teilprogramm sollen in d e n J a h r e n 1935 u n d

1936 folgen-de Straßenziige mit einer für den Kraftverkehr
geeigneten Decke versehen werden:

Warschau—Posen-Landesgrenze(in Richtung Berlin),

Warschtin-Krakau—Zakopane—Meerauge-Landesgrenze,
Warschau—Tschenftochau-DombrowaerKohlenbecken (in Rich-

tung Ostoberschlesien—Prag-Wien),.
War-schau — Lowicz — Lodz —.— Pabiansice — ZdunfkalWPla—-

Kalsisch, ferner Ausfallstraßen in der Umgebung großerer
Städte.

Der größere Teilder imsZweijashresplan vorgesehenenStraßen
soll schwe re Decke n erhalten (unregelmaßiges Klein-

pflaster, Beton,»Klinker und Asphalt-Beton). Der Rest soll
m i t t e l s ch w e r e D e ck e n (Zementschotter, . Bitucmenteps
piche, Betonplatten iisw.) erhalten. An neuen Straßen sind
im Zweijthresplan nur etwa 230 km vorgesehen,und zwar
in den besonders straßenarmen Ostwojewodschaften. Die wich-
tigsten V r ü ck e n b a u t e n, die im Rahmen des Planes
vorgesehen find, sind eine Weichselbrückebei»Wloclawek
(Leslau), die Eisenbahn- und Straßenbrücke uber die Weichsel
bei Plock und der Wiederaufbau der im Kriege zerstörten
Dnjestrbriicken bei Z a l eszc zy k i.

Die Mittel für den Straßenbau werden aus

verschiedenen Quellen geschöpft Es kommen in Betracht Kre-

diteidesArbeits-beschaffungsfonds,MittelderJn-
vestierungsan-leihe,- die vor allem für Zwecke des

Straßenbaues bestimmt war, Steuereingänge an den ,,S t r a-

ßenfo nd sk. Dur den Einsatz des freiwilligen A rbeitss

dienstes und die eschäftigungvon Notstandsarbei-
tern werden den Straßenbauarbeiten noch weitere Mittel

zugeführt Die für den Straßenbau benötigten Rohstoffe
wer-den durchweg im Lande selbst gewonnen:
Wiolhynien liefert Basalt und Granit, bei Kielce wird Quarzit

gewonnen,
in Galizien Sandstein usw« in den Gebieten ohne

teinbrüche werden Feldsteine für den Straßen-bau verwen-

det; Straßenklinker werden in den staatlichen Ziegeleien in der

WojewodschasftLublin hergestellt; Afphalt und Teer werden im
Raphthagesbiet und in den Gassanstalten gewonnen; Zement
liefern zahlreich-e Fa.briken. Borausgesetzt daß die Mittel nicht
wieder ausgehen, ist mit einer Belebung des Straßenbaus in

Polen zu rechnen. Bis das ganze Land mit einem ausreichen-
den Netz brauchbarer Straßen überzogen ist, werden aller-

dings, auch wenn das jetzige Tempo durchgehalten werden

kann, noch viele Jahre vergehen.
Ein solches Werk kann nicht gedeihen, wenn nicht die

Gesamtheit bereit ist, hierfür Opfer zu bringen. Diese Opfer-
bereitschaft zu wecken und das Interesse für den Straßenbau
wachzuruifen, hat sich die Liga Dkogowa zuim Ziele ge-

setzt Die Liga wurde Anfang 1934 ins Leben gerufen- Jbr
gehört eine ganze Reihe wirtschaftlicher und sonstiger Ver-
bände an. Ihre Organisation ist noch im Ausbau begriffen-
Durch Kreis- und Ortsgrusppen fucht sie sich allmählich über
das ganze Land zu ver-breiten, um durch ihre Außenstellen
die notwendige örtliche Asufkliirungs- und Werbearbeit zu
Leisten. Auf ihre Anregung gehen verschiedene gesetzlicheund

fonstige Maßnahmen, die zur Förderung des Straßenbasus
bestimmt sind, zurück. So z. B. das Gesetz über das

Sch·arwerk, das die Bevölkerung zu bestimmten hand-
und Spsanndiensten verpflichtet Der Wert dieser Dienste wird

auf jährlich 25 bis 30 Mill. Zloty veranschlagt. Mit der Ein-

führung von »Volksfesttage n de r Arbeit« appelliert
die Liga unmittelbar an den Gemeinschaftssinn und die Opfer-
bereitschasft jedes Einzelnen. Die-se Tage werden von den

Gruppen der Liga im ganzen Lande organisiert; ihre Absicht
ist es, durch die freiwillige, unentgeltliche Arbeit der Bevöl-

kerung gewisse Straßenbauarbeiten durchzuführen, für die die

sonst erforderlichen Mittel nicht aufgebracht werden können.
Der Gedanke ist gut; der Erfolg dieses Appells muß abge-
wartet werden.

Vuchbesprechungen
kameraden an der MemeL Roman von «.f)e i n»z

G e r h a r d. Brunnen-Verlag Willi Bifchosf, Berlin 1930.

318 Seiten. Brosch. 4,00 ÆJL Leinen 5,60 sit-It — Einem

Buch, das» wie dieses, unmittelbar aus dem·Erlebnisder

Gegenwart heraus geschrieben und dazu bestimmt ist, un-

mittelbar der Gegenwart zu dienen, wird man es gern nach-
sehen, wenn es nicht in jeder hinsicht die Formen hoch-
entwickelter Romankunst erfüllt Es ist die politische Lebens-
iiähe, die diesem Roman eines jungen Memeldeutschenseine
Wirkung verleiht Wie die Gewaltherrschaftder Litauer
zerstörendin das Leben jedes Einzelnen eingreift, das wird

hier beispielhaft an den Schicksalen einiger Menschen gezeigt
·

Jn einzelnen Teilen, wie in dem Lebensbericht des litauischen
Arbeiters Petrauskas, oder in dem Bericht vom Zusammen-
bruch des Gutsbesitzers Feldmann, steigert sich die Erzahlung
zu überzeugendem Können. Jm deutschen Kampf um Memel

ist das Buch eine brauchbare Waffe. Di-. K.

Der Ruf der Erde. Deutsche Siedlun in Vergangenheit
und Gegenwart Von Prof. Karl h. chöpke. Verlag
B. G. Teubner, Leipzig und Berlin, 1935. 170 Seiten. Kart.

2,80 Jst-sit — Der Verfasser dieses Buches hat sich als Vor-

kämpfer für Arbeitsdienst und Siedlung einen Namen ge-

macht Er weiß viel Wissenswertes in allgemein verständ-
licher Form mitzuteilen. Aber das ist es nicht allein, was

den Wert dieses Buches ausmacht Wichtiger ist noch, daß
er das, was er sagt so sagt, daß es ein Appell an den Willen

ist: Das Buch ist in diesem Sinne ein ausgezeichnetes Bei-
spiel dafür-, wie geschichtlichesWissen für die Gegenwart
fruchtbar gemacht werden kann. Es ist von einem tiefen
Glauben an die Notwendigkeit der Siedlung, der Rückkehr

des deutschen Menschen zum Boden, erfüllt; und es vermag
diesen Glauben auf seine Leser zu übertragen. Jm Blick
über die Jahrtausende stellt es die großen Wellen der ger-
manisch-deutschen Siedlungsbewegung dar und beschreibt es

die Ursachen und Folgen der Bodenentfremdung, zeigt es

den Zusammenhang zwischen Rasse und Erde, Bauernsiedk
lung, Fruchtbarmachen und Urbarmachen des Bodens«
Arbeitsdienst Landhilfe, Abbau und Umbau der Gr"oßstädte,
alles das, was heute geschieht um den drohenden Volkstod

zu bannen, läßt fich erst dann, wenn es in die großen welt-

und rassengeschichtlichen Zusammenhänge hineingestellt
wird, in seiner ganzen Bedeutung erfassen. Das geschieht
hierin einer der Größe der nationalso ialistischen Bewegung
gerecht werdenden Form. Es ist diesemebenso volkstüm-
lichen wie inhaltsreichen Buche daher die weiteste Ver-

breitung zu wünschen. Dr. Ic.

Deutsche Führer um Osten. Herausgegeben von

A. Hillen-Ziehgfeld in erbindung mit Rupert von Schu-
macher. Edwin Runge Verlag.·—Diese Schriftenreihe hat
es sich zum Ziel esetzt die Männer zu schildern, die der

Ostbewegung des eutschen Volkes von der Entstehung des
1. bis zum Aufstieg des 2. Reiches entscheidende Anstöße
gegeben haben. Josef März schreibt über Otto den

Großen, hans hummel über den Großen Kur-

fürsten, Rupert von Schumacher über den

Prinzen Eugen und Carl Rothe über Karl von

Luxemsburg Weitere hefte werde-n folgen. Es ist nicht leicht,
auf so begrenztem Raum, wie ihn die einzelnen hefte diese-r
Schriftenreihe bieten (je 56 Seiten), die Tatsachen und Pro-
bleme, die sich mit dieser oder jener Führergestalt der
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deutschen Ostgeschichte verbinden, verständlich und zutreffen-d

gu schildern. Doch wir-d das Ziel des hevausgesbers, »in
er Darstellung der großen FiihrerpersönlichkeitenI»das

Werden Ostdeutschlands in das geschichtliche·Vewußtsein·"zu
riickein«,durch die Darstellung-en der gutenFachkennsericn der
hauptsache erreicht. Es wir-d sich bei Fortführung der Reihe
sallsmäihlischeine einigermaßen zusammsenhänxgendeEntwick-
lungsgeschichte des deutschen Ostens ergeben. Vielleicht wäre
es besser gewesen, statt icn zwainsgslosserFolge und ohne Be-

iehuinig zueinander, die Eisnzelschilsderungen isn geschi-chtl·icher
ethenssoslgeund in logisch-er Anlehnung an einander iabsassen

zu lassen. Dr. l(.

heinrich der Löwe. Niedersachsens großer herzog Von
Dr. F r a n z L ü d t k e. Verlag Friedrich Vrandstetter,
Leipzig 1.935. 16 Seiten. — Unter Verzicht auf manche mehr
oder wenig-er bedeutsame Einzelheiten wird das Bild dieses
deutschen Führers zum Osten in wenig-en, aber charakteri-
stischen Zügen gezeichnet. Das Streben nach der Verbindung
zwischen Niedersachsen und Bayern, die Freundschaft zwischen
dem Löwen und Friedrich Barbarossa, die Züge nsach Rom,
die Pilgerfahrt ins »heilige Lan-d«, der Kampf um Lübeck,
der Bruch mit dem Kaiser, der Sturz heinrichs und feine
Verbannung, "— aus diesen Ereignissen hebt sich plastisch die

Gestalt des Welfen und klar umrisssen sein politisches Wollen
hervor. -

Dr. l(.

Tausend Jahre deutscher kamps im Osten. Von Dr.

hans Schoeneich Verlag von Philipp Reclam jun.,
Leipzig. 2. Auflage 79 Seiten. Geheftet 35 Pf., gebunden
75 Pf. — Das Bändchen enthält eine recht lebendig geschrie-
ibene Geschichte der Erfassung des Ostens durch deutsche
Siedlung und Staatenbildung. Die Blickpunkt-e, die

Schoeneich für seine Darstellung wählt, bewahren ihn vor

der Gefahr, die großen Linien unsd treisbenden Kräfte der

Entwicklung durch allzu viele Einzelheiten zu verwirren und

zu verdecken. Dr. li-

Das Danziger Werden Von Willi O u a d e. Die Dan-
ziger Höhe. Von John M u h l. hefte 12 und 13 der Führer
des Staatlichen Landesmuseums für Danziger Geschichte-
herausgegeben von Erich Keyser. Kommissionsverlag A. W.

Kafemann, G. m. b. h» Danzig. — Diese je 40 Seiten um-

fassenden Führer, die mit einigen Bildern und einer Karten-
skizze ausgestattet sind, geben von den Dörfern und Gütern
der in ihnen behandelten Gebiete des Danziger Freistaates
die wichtigsten ortsgeschichtlichen Daten an. Vorausgeschickt
sind kurze Darstellungen der erdgeschichtlichen Entwicklung
der Werder- und höhenlandschaft sowie knappe Abrisse der

politischen Geschichte. Dr. K.

Die ihr heimalland verließen. Von Dr. hans
Schoeneich Verlag von Philipp Reclsam jun., Leipzig
1935. 79 Seiten. Geheftet 35 Pf., gebunden 75 Pf. — »Wege —

und Schicksale deutscher Auswansderer« nennt sich diese kleine
Schrift im Untertitel. Sie kann und will nicht mehr, als an

einigen Veispielen eine Vorstellung davon vermitteln, welch
Unendlich reiche Ströme deutschen Blutes isn alle Teile der

Arick- Nachweis
aus Polen

Hm Sand Deutscher- øfteu, Des-tin w zo, Mel-stud- 46
Ausschneiden!

Welt geflossen sind und san deren ErschließungAnteil ge-
nommen haben. Nach Ungarn und Nordamerika, nach
Transkaukasien und an die Wolga, nach Australien und
Südamerika, nach Polen und Sü-d-afrikawerden in den er-

zählen-den Berichten, die Schoeneich gibt, die einzelnen
Gruppen deutscher Menschen begleitet, die ihre Heimat
verließen. Dr. l(.

äolonien oder nicht? Die Einstellung von Partei und
Staat zum kolonialen Gedanken. Von Dr. h. W. Baue r.

Richard Bauer Verlag, Leipzig 1935. 51 Seiten· Preis
1,60 JZJL — Die Schrift trägt den Unbedenklichkeitsvermerk
der NSDAP Sie ist ein Bekenntnis zum kolonialen Ge-
danken und eine Widerlegung der verfehlten Vorstellungen,
die über die Einstellung der nationalsozialistischen Bewegung
zur Kolonialfrage vielfach noch verbreitet sind. Es darf
niemals dazu kommen, daß Ostbewegung und Kolonial-
bewegung in einen, die Geschlossenheit des nationalen
Wollens gefährdenden Gegensatz zueinander geraten. -Die

Kolonialbewegung ist eine Forderung der deutschen Gleich-«
berechtigung, Rohstoffversorgung und Weltgeltung Die

Ostbewegung ist eine Forderung der deutschen Sicherheit«
Nahrungsfreiheit und -bodenständigen Kraft. Die erste darf
nicht zu einer Entwurzelung in der europäischen heimat-
die andere nicht zueiner Beschränkung des politischen Blick-«
feldes führen. Dr. Ic.

Schulungsiafeln für politische Erdkunde herauså
gegeben von Joachim v o n V o e k h. Ludwig Voggenreiter
Verlag, Potsdam. — Die Tafeln auf gefaltetem Kartonz
6—8 Seiten umfassend, enthalten, mit einer oder mehreren
Kartenskizzen versehen, das Wichtigste, was zu den jeweils
behandelten Dingen zu sagen ist. Bisher sind 15 Tafeln
erschienen: Saargebiet, Großbritannien, Englisches Welt-
reich, Frankreich, Jtalien, Sowjetunion, Japan, Nieder-
lande und Kolonialgebiet, Ferner Osten, Griechenland,
Memelgebiet, China, Reichsautobahnen, Südslawien, Euro-

päisches Mittelmeergebiet. Jede Tafel kostet 10 bzw. 20 Pf.
und ist von zuverlässigen Sachkennern bearbeitet. Für den
Zeitungsleser, der den Tagesnachrichten mit größerem Ver-

ständnis folgen will und keine Zeit zu tieferem Studium hat,
sind die Tafeln eine brauchbar-e hilfe

Bei Tannenberg zwei Schlachten. Von heinz B ii r g e r.

Union Deutsche Verlagsgesellschaft Stuttgart-Leipzig —·

Berlin 1935. 96 Seiten. Preis 2,50 Nil-fix — Ueber die beiden

für die deutsche Stellung im Osten entscheidenden Schlachten
bei Tannenberg von 1410 und 1914 berichtet der ·unge Ver-

fasser in erzählender Form. Das Buch ist für die ugend be-

stimmt. Es erfüllt diesen Zweck, ohne historisch etwas Neues

zu bieten. Ein Bild, das das Ordensschloß von Marienwerder

zeigt, wird als eine Wiedergabe der Marienburg bezeichnet.
Das ist peinlich.

Persönliches
,

Geburtstagt Postassistenst i. R. August Vogt in Guhrau,
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Als Drucksache für 3 Pfg. senden!

Beschaffung s ä m t l i c h e r

Doku mente sofort u.billigst
Richard schulz
Po2ttan, Rybakn

Landslclllc

insevievt
im

Hiermit bestelle ich

,,-dftdeatitliev Heimatkatendeø 1936«
zu 0.90 RU. und 0.ls RU. cBorto je Stück.

Bezahlung erfolgt durch Icrciuseqdims des Vettages auf Pdfkfcheckkvnw Berlin
Nr. 65839 —. durch nqchuåhmc.

Dosten-our
Stück

lNichtzutresfendes durchstreichen.)

Name-

zvfttandss
252

Wohnort und Straße: ........ ..

-

vDIPOaOJJFiiglief-ererhalten den Kalender durchBestellung bei ihrer Octsgkuppe für 0.00 NOT je Stück.


